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Mit dem Thema der guten Leitung 
und Kontrolle öffentlicher Unternehmen 
wurde unser Institut für den öffentlichen 
Sektor im Jahr 2005 gegründet. Der neu-
deutsch „Public Corporate Governance“ 
genannte Themenbereich beschäftigt 
uns also bereits über ein Jahrzehnt. Pa-
rallel zum Entstehen unserer Einrichtung 
wurden auch die ersten Regelwerke, die 
„Public Corporate Governance Kodizes“, 
von Bundesländern und Kommunen ver-
abschiedet. Diese waren zunächst noch 
sehr eng am privatwirtschaftlichen Vor-
bild ausgerichtet, orientierten sich später 
aber immer spezifi scher am öffentlichen 
Zweck und an den speziellen Rahmen -
be dingungen öffentlicher Unternehmen. 
Wir haben diese Entwicklung begleitet 
und im Rahmen unserer Möglichkeiten 
gefördert. Dementsprechend vermerken 
wir auch gern, dass in den letzten 14 Jah-
ren nicht wenige Kodizes überarbeitet 
und in vielerlei Hinsicht verbessert wur-
den. Die meisten Bundesländer und Groß-
städte verfügen inzwischen über ent-
sprechende Regelwerke. Allerdings muss 
auch eingeräumt werden, dass es zur er-
warteten „Massenbewegung“ unter den 
deutschen Gebietskörperschaften bisher 
nicht gekommen ist. 

Angesichts der unverändert hohen Zahl 
von Unternehmen im Besitz der öffent-
lichen Hand und damit einer ungebroche-
nen Bedeutung der öffentlichen Wirt-

Wirkung guter Governance
  EDITORIAL

schaftstätigkeit gerade auf kommunaler 
Ebene würde einiges dafürsprechen, 
dass sich weitere Kodizes in Deutschland 
etablieren werden. Anzeichen dafür gibt 
es. Allerdings dürfte dabei die zurzeit im 
privaten Sektor laufende, zum Teil sehr 
grundsätzliche Diskussion um die zu-
künftige Entwicklung des Deutschen 
Corporate Governance Kodex für börsen-
notierte Unternehmen unter den öffentli-
chen Beteiligungsverwaltungen auch Un-
sicherheit auslösen. Wesentlicher noch 
dürfte die Frage sein, ob denn ein Kodex 
als Instrument der Beteiligungssteuerung 
wirklich bessere Wirksamkeit erwarten 
lässt als alternative Regelwerke wie 
etwa eine Beteiligungsrichtlinie. Bislang 
kann diese Frage noch nicht befriedigend 
beantwortet werden. 

Vor diesem Hintergrund hat unser Institut 
gemeinsam mit dem Lehrstuhl für Public 
Management & Public Policy der Zeppe-
lin Universität Friedrichshafen ein For-
schungsvorhaben aufgelegt, das Effekten 
von Public Corporate Governance Kodi-
zes auf den Grund gehen soll. Sind Ge-
bietskörperschaften mit einem Kodex in 
ihrer Beteiligungssteuerung besser auf-
gestellt? Greifen die einzelnen Kodexvor-
schriften? Stehen die betroffenen Unter-
nehmen besser da, wenn sie einen Kodex 
anwenden? Wir hoffen, dass wir diese 
Fragen mit unserer Studie bis zum Ende 
dieses Jahres im Wesentlichen beant-
worten können. Sie als unsere Leserinnen 
und Leser werden hier in dieser Zeitschrift 
exklusiv von den Ergebnissen erfahren. 

Wir haben uns sehr darüber gefreut, 
dass der Inhaber des besagten Lehr-
stuhls, Prof. Dr. Ulf Papenfuß, sich dazu 
bereit erklärt hat, passend zur gemeinsa-
men Studie den Gastkommentar zu ver-
fassen. Darin betont er die hohe Bedeu-
tung der Public Corporate Governance 
und wirbt für harmonisierte Standards 
bei Kodizes. 

Mit unserem Schwerpunktartikel stellen 
wir einen aktuellen Public Corporate 

Governance Kodex vor, an dessen Erar-
beitung Mitarbeiter unseres Instituts be-
teiligt waren: die Grundsätze guter Unter-
nehmens- und Beteiligungsführung des 
Freistaats Thüringen. In diesen Kodex und 
die ergänzenden Beteiligungsgrundsätze 
sind die neuesten Entwicklungen der 
Public Corporate Governance-Praxis ein-
gefl ossen. Damit stellt dieses Regelwerk 
ein gutes Beispiel für den aktuellen Stand 
der Regelsetzung dar. Mit Dr. Thomas 
Trousil konnten wir den seinerzeit verant-
wortlichen Referatsleiter aus dem Thü-
ringer Finanzministerium als Mitautor ge-
winnen. 

Ein weiteres sehr interessantes Beispiel 
der Beteiligungssteuerung stellen die 
mathematisch unterlegten Instrumente 
der Stadt Fürth dar, die Christian Wolf als 
städtischer Beteiligungsmanager hier in 
unserer Zeitschrift beschreibt. Herzlich 
danken möchten wir auch Prof. Dr. Klaus-
Michael Ahrend, Vorstandsvorsitzender 
der HEAG Holding AG, dem Beteiligungs-
management der Wissenschaftsstadt 
Darmstadt. Er verdeutlicht in seinem Bei-
trag „Verantwortung im Management“, 
dass die Einhaltung von Gesetzen alleine 
nicht ausreicht, um als Geschäftsleitung 
verantwortungsvoll zu handeln. 

In unserer Rubrik „In eigener Sache“ be-
richten wir unter anderem über unser 
fortgesetztes Engagement für techno-
logieorientierte Start-ups im öffentlichen 
Sektor. Denn auch wenn die Digitalisie-
rung dieses Mal in unserer Zeitschrift nur 
am Rande auftaucht – sie schreitet wei-
ter voran. 

Wir wünschen Ihnen allen ein ertragrei-
ches Lesevergnügen. 

Ulrich Maas

Vorsitzender 
Institut für den öffentlichen Sektor e. V.

ches Lesevergnügen. 

Ulrich Maas

Vorsitzender 
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GASTKOMMENTAR

Public Corporate Governance bezeichnet 
den rechtlichen und faktischen Ordnungs-
rahmen für die Steuerung, Überwachung 
und Leitung von Organisationen der öf-
fentlichen Hand mit selbstständiger Wirt-
schaftsführung. Die Befassung mit die-
sem Thema ist auch deshalb von großer 
Bedeutung, da Studien in diesem1 Be-
reich nach wie vor gravierende Probleme 
für die öffentliche Hand zeigen.2 

Ein PCGK soll das Bewusstsein  
für verantwortungsvolle Public  
Corporate Governance stärken
Public Corporate Governance soll die 
Steuerungsfähigkeit und -qualität der öf-
fentlichen Hand verbessern. Ziel und Re-
gelungsmotivation ist es, die Effektivität 
und Effizienz von öffentlichen Unterneh-
men bei der Erfüllung öffentlicher Aufga-
ben sicherzustellen. Die öffentliche Hand 
soll mithilfe leistungsstarker Strukturen 
und Prozesse als informierter, aktiver  
Eigentümer und Gewährleister agieren. 
Ein Public Corporate Governance Kodex 
(PCGK) spielt hierbei eine besondere 

1	 Vgl. Papenfuß, U. (2013): Verantwortungsvolle Steuerung und Leitung 
öffentlicher Unternehmen – Empirische Analyse und Handlungs- 
empfehlungen zur Public Corporate Governance. Wiesbaden: Sprin-
ger Gabler.; Papenfuß, U. (2019): Public Corporate Governance. In:  
Veit, S. et al. (Hrsg.): Handbuch zur Verwaltungsreform. Wiesbaden: 
Springer VS.

2	 Vgl. Papenfuß, U. (2019): Public Corporate Governance. In: Veit, S. et. 
al. (Hrsg.): Handbuch zur Verwaltungsreform. Wiesbaden: Springer VS.

Rolle. Dabei handelt es sich um eine  
Zusammenstellung von Grundsätzen zur 
verantwortungsvollen Steuerung, Leitung 
und Überwachung von und in öffentli-
chen Unternehmen und Organisationen 
der öffentlichen Hand mit selbstständi-
ger Wirtschaftsführung, die sich bereits 
einschlägig bewährt haben. Mit seinen 
Regelungen spricht er viele einzelne Fel-
der und Instrumente in den Bereichen 
Public Corporate Governance, Beteili-
gungssteuerung und Beteiligungsma-
nagement an.

Seit 2005 haben in Deutschland mittler-
weile gut 50 Gebietskörperschaften auf 
allen föderalen Ebenen jeweils unter-
schiedliche Kodizes eingeführt. 

Ein idealtypischer Kodex formuliert Ziele, 
Verantwortlichkeiten bzw. Zuständigkei-
ten, Pflichten, Rechte, Instrumente und 
Prozesse auf drei unterschiedlichen Ebe-
nen: 
1.	� Regelungen auf Ebene der Gebiets-

körperschaft für Politik und Verwal-
tung als Gesellschafter, 

2.�	� Regelungen zu Beziehungen zwischen 
der Gebietskörperschaft und Unter-
nehmen sowie 

3.	� Regelungen für die jeweiligen Unter-
nehmen selbst. 

Die hohe gesellschaftspolitische und ökonomische Bedeutung von Public Corporate Governance 

ist durch empirische Studien belegt. Derzeit gibt es in Deutschland circa 16.000 öffentliche Un-

ternehmen, die wichtige Aufgaben der Daseinsvorsorge übernehmen. Auf kommunaler Ebene 

sind mehr als die Hälfte der öffentlich Beschäftigten nicht in der Verwaltung, sondern in öffent

lichen Unternehmen tätig. Über 50 Prozent der Investitionen der öffentlichen Hand erfolgen hier 

über öffentliche Unternehmen; fast 60 Prozent der Verschuldung der öffentlichen Hand liegen in 

den Auslagerungen und nicht im Kernhaushalt. Public Corporate Governance besitzt besondere 

Relevanz für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben in qualitätsgerechter, wirtschaftlicher und nach-

haltiger Form.1 

Prof. Dr. Ulf Papenfuß

Inhaber des Lehrstuhls für Public Management 
& Public Policy an der Zeppelin Universität 
Friedrichshafen

Public Corporate Governance –  
ein Schlüsselthema für den Staat 
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Von den Empfehlungen eines Kodex kön-
nen die Unternehmen situationsgerecht 
abweichen. Sie sind dann aber verpflich-
tet, dies jährlich in einer sogenannten 
Entsprechenserklärung zu begründen 
und die stattdessen gewählte Lösung 
nachvollziehbar zu erläutern („Comply or 
Explain“-Prinzip). Bei der Befolgung ein-
zelner Empfehlungen besteht Flexibilität, 
aber die Abgabe und Veröffentlichung  
einer Entsprechenserklärung mit Kurz
begründung eventueller Abweichungen 
ist durch eine Verankerung in der Satzung 
verbindlich und keine bloße „Absichtser-
klärung“.

Wichtig ist hervorzuheben, dass eine Ab-
weichung von einer Empfehlung nicht 
per se als „Mangel“ zu verstehen ist. Ein 
fundiertes Verständnis für die Philoso-
phie von „Comply or Explain“ und eine 
konstruktive Abweichungskultur ist von 
wesentlicher Bedeutung, um die mit ei-
nem Kodex verbundenen Potenziale aus-
zuschöpfen. 

PCGKs können somit deutlich weiter rei-
chende Anforderungen für die Leitung 
und Überwachung verfassen, die auf-
grund der Inflexibilität von Gesetzen da-
rin nicht formulierbar wären. Angesichts 
der Abweichungsmöglichkeit ist es auf-
grund der besonderen Anforderungen in 
der öffentlichen Wirtschaft machbar, 
Grundsätze verantwortungsvoller Lei-
tung und Überwachung im Zweifelsfall 
eher strikter als lockerer zu formulieren. 

In der Praxis erhebliche Regelungs­
unterschiede
Deutschlandweite Analysen von Public 
Corporate Governance Kodizes zeigen in 
allen zentralen Regelungsfeldern jedoch 
erhebliche Gestaltungsunterschiede. 
Dies betrifft sowohl die konzeptionellen 
Grundsätze in den Kodizes als auch die 

praktischen Vorgehensweisen. Beispiele 
dafür sind etwa Verantwortlichkeiten und 
Abläufe bei der Entwicklung von Unter-
nehmensstrategien und -zielen, der Ziel-
vereinbarung zwischen Gebietskörper-
schaft und Geschäftsführungen, den  
Berichtsinhalten der Geschäftsführung 
an den Aufsichtsrat sowie der Vermei-
dung und Offenlegung von Interessen-
konflikten.3 

Zahlreiche Autoren haben die Qualität 
und Uneinheitlichkeit von PCGKs kritisiert 
und die Entwicklung eines entsprechen-
den Musterkodex mit Nachdruck emp-
fohlen.4 Aktuell erfolgt vor diesem Hinter-
grund eine Konsultationsbefragung im 
Rahmen der Entwicklung des Public Cor-
porate Governance-Musterkodex, zu der 
alle mit Public Corporate Governance 
(PCG) und Beteiligungssteuerung befass-
ten Akteure zur Teilnahme eingeladen 
sind.5 

Der PCG-Musterkodex soll ein fundiert 
ausgearbeitetes Unterstützungsangebot 
sein, welches die Gebietskörperschaften 
für die jeweilige Etablierung eines PCGK 
oder die regelmäßig vorgesehene Evalu-
ation eines bereits vorliegenden PCGK 
kostenfrei nutzen können. 

Der PCG-Musterkodex besitzt den Cha-
rakter einer Leitlinie; aus Praxissicht kann 

3	 Vgl. Papenfuß, U. (2013): Verantwortungsvolle Steuerung und Leitung 
öffentlicher Unternehmen – Empirische Analyse und Handlungsemp-
fehlungen zur Public Corporate Governance.

4	 Vgl. u.a. Budäus, D. / Srocke, I. (2003): Public-Corporate-Governance-
Kodex – Ein Ansatz zur Verbesserung des Steuerungs- und Kontroll-
systems im öffentlichen Sektor. In: Öffentliche Verwaltung und Non-
profit-Organisationen, S. 79 –102; Ruter, R. / Müller-Marques Berger, 
T. (2005): Corporate Governance und öffentliche Unternehmen. In: 
Deutscher Corporate Governance Kodex: Ein Handbuch für Entschei-
dungsträger; siehe ausführlich Papenfuß, U. (2017): Public Corpo- 
rate Governance Kodizes: Wie wir einen bundeslandübergreifenden  
Musterkodex entwickeln können. In: Anreizsysteme, Personal
management und Vergütung in den Unternehmen der Kommunen, 
des Bundes und der Länder, S. 45 –66.

5	 Eine Teilnahme ist über folgenden Link möglich: https://konsultations-
befragung.sslsurvey.de/PCG-Musterkodex. Im Rahmen des Konsul-
tationsverfahrens findet am 19./20.9.2019 der ZU|kunftssalon Public 
Corporate Governance-Musterkodex an der Zeppelin Universität in 
Friedrichshafen statt, vgl. puma.zu.de.

er auch als Handreichung oder „Instru-
mentenkasten“ verstanden werden. Er 
wird auf einer Internetseite veröffentlicht 
und kann für die erforderlichen Aus-
tauschprozesse zu dem jeweiligen PCGK 
vor Ort situationsgerecht genutzt wer-
den. Durch eine verstärkte Zusammenar-
beit zwischen Gebietskörperschaften 
soll der PCG-Musterkodex übergreifen-
den Mehrwert und Arbeitserleichterun-
gen im Alltag liefern. 

Sowohl für börsennotierte Unternehmen 
als auch für Familienunternehmen wur-
den hochrangige Kommissionen zur kon-
tinuierlichen Weiterentwicklung der Cor-
porate Governance etabliert – im öffent
lichen Sektor hingegen wurden Kodizes 
von den Gebietskörperschaften bisher 
weitgehend lokal eigenständig erarbei-
tet. Eine Expertenkommission für einen 
PCG-Musterkodex soll im Rahmen des 
laufenden Konsultationsverfahrens wei-
ter diskutiert und eingerichtet werden.

Forschungsbedarf besteht weiter
Im deutlichen Gegensatz zu den zahl
losen Studien für die Privatwirtschaft 
sind öffentliche Unternehmen empirisch 
nach wie vor nur äußerst gering er-
forscht. Die belegte Relevanz erfordert 
eine deutliche Intensivierung der empiri-
schen Untersuchung von Public Corpo-
rate Governance sowie den Austausch 
zwischen Praxis und Wissenschaft. So 
haben wir am Lehrstuhl auch gemein-
sam mit dem Institut für den öffent
lichen Sektor ein Forschungsvorhaben 
eingeleitet, in dem die Effekte von 
PCGKs in der Praxis analysiert werden 
sollen. Public Corporate Governance ist 
ein Schlüsselthema für den Staat und 
verdient besonderes Engagement in 
Praxis und Wissenschaft. 

GASTKOMMENTAR  5

Seeblick vom Seecampus, dem Veranstaltungsort des „ZU|kunftssalon Public Corporate Governance-Musterkodex“
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Grundsätze guter Unternehmens-  
und Beteiligungsführung – das Beispiel 
Thüringen

SCHWERPUNKTTHEMA

Nach Vorbild des seit 2002 für börsennotierte Gesellschaften geltenden und derzeit stark hinter-

fragten Deutschen Corporate Governance Kodex der Privatwirtschaft wurden seit 2005 auch von 

Bund, Ländern und Kommunen mittlerweile rund 50 Public Corporate Governance Kodizes zur  

effektiveren Führung und Kontrolle der jeweiligen Beteiligungsunternehmen entwickelt. Während 

sich die ersten öffentlichen Kodizes inhaltlich vergleichsweise eng am Kodex der Privatwirtschaft 

orientierten, sind die in jüngerer Zeit verabschiedeten bzw. novellierten Kodizes in verstärktem 

Maße auf Besonderheiten bei der Steuerung öffentlicher Beteiligungsunternehmen ausgerichtet. 

Das jüngste Beispiel hierfür sind die im Jahr 2017 verabschiedeten Grundsätze der guten Unter-

nehmens- und Beteiligungsführung des Freistaats Thüringen. 

6 

Während Bund, Länder und Kommunen bereits seit Jahrzehnten Beteiligungshin-
weise bzw. Beteiligungsrichtlinien als interne Richtschnur für die Beteiligungsverwal-
tung einsetzen, regeln die Kodizes zum einen verstärkt die Zusammensetzung, innere 
Ordnung, Zuständigkeiten und das Zusammenspiel der einzelnen Unternehmens
organe (Anteilseignerversammlung, Aufsichtsgremium, Geschäftsleitung). Zum an-
deren sehen sie auch das „Comply or Explain“-Prinzip vor, nachdem die einzelnen 
Beteiligungsunternehmen von allen mit dem Wort „Soll“ beschriebenen Empfehlun-
gen des Kodex abweichen können, dies allerdings in einer jährlichen Entsprechenser-
klärung offenlegen und begründen müssen. Hierdurch soll der Heterogenität der ein-
zelnen Beteiligungsunternehmen stärker Rechnung getragen werden, als dies in 
einer für alle gleichermaßen verbindlichen Richtlinie der Fall ist. Zusätzlich enthalten 
die Kodizes „Muss“-Vorschriften – meist durch Gesetz oder Verordnung festgelegte 
Bestimmungen, von denen nicht abgewichen werden kann – sowie Anregungen (als 

„kann“ oder „sollte“ im Text formuliert), bei denen Abweichun-
gen ohne Offenlegung möglich sind.

Beide Dokumente – Kodex und Beteiligungsrichtlinie – haben 
grundsätzlich das Ziel, eine ordnungsgemäße Unternehmens-

führung zu gewährleisten und die Gebietskörperschaft dabei zu unterstützen, unter 
anderem durch eine Standardisierung von Kommunikation und Steuerungsinstru-
menten ihre Einwirkungs- und Kontrollmöglichkeiten bei den auf Beteiligungsunter-
nehmen ausgelagerte Aufgaben zu sichern. Nicht zuletzt soll damit der zum Teil kriti-
sierte „Abstreifeffekt“ privatrechtlich organisierter Beteiligungsunternehmen von 
ihren öffentlich-rechtlichen Bindungen möglichst gering gehalten werden. Zudem 
sollen sie auch das Vertrauen der Bürger in die Führung der öffentlichen Unterneh-
men stärken und Risiken aus der öffentlichen Unternehmenstätigkeit reduzieren. 

Abstreifeffekt von öffentlichen Unternehmen durch 
Kodex und Beteiligungsrichtlinie begrenzen

© 2019 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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Beide Dokumente müssen dabei ein Spannungsverhältnis aus politisch-administrativ 
geprägten Regelungen und betriebswirtschaftlich geprägten Standards ausbalancie-
ren. Zu Ersteren gehören die dem öffentlichen Recht entstammenden haushalts-
rechtlichen Bestimmungen, die Sicherstellung demokratischer Grundsätze, etwa die 
Einflussnahme politischer Gremien nebst entsprechender Auskunftspflichten, sowie 
die Bindung an das Gemeinwohl. Zu Letzteren zählen unternehmerische Grundsätze 
und die Anforderungen des Handels- und Gesellschaftsrechts (Privatrecht). 

In vielen Gebietskörperschaften kommt entweder ein Kodex oder eine Beteiligungs-
richtlinie zum Einsatz. In den vergangenen Jahren ist zudem verstärkt zu beobach-
ten, dass beide Instrumente auch parallel ergänzend eingesetzt werden.

Mehrheit der Bundesländer und der Landeshauptstädte setzt Kodizes ein
Nachdem in den Jahren 2005 bis 2007 erste Gebietskörperschaften (Berlin, Bran-
denburg, Stuttgart, Bremen) einen Kodex entwickelt hatten, kam es in den Jahren 
2009 bis 2013 zu einer Hochphase, in der neben dem Bund vor allem Länder und 
Großstädte eigene Kodizes einführten. In den darauffolgenden 
Jahren standen hingegen vermehrt Überarbeitungen bereits 
bestehender Kodizes im Vordergrund (vergleiche Abbildung 1). 
Mittlerweile sind bundesweit rund 50 Kodizes im Einsatz, der 
Fokus liegt dabei auf großen Gebietskörperschaften. Elf der 16 Bundesländer sowie 
acht der 13 Landeshauptstädte haben neben dem Bund mittlerweile einen Kodex 
eingeführt. Eine flächendeckende „Bewegung“ auf kommunaler Ebene, also auch 
bei kleineren bzw. mittelgroßen Städten oder Landkreisen, ist das Instrument aller-
dings bei Weitem nicht geworden (vergleiche Abbildung 2).

Rund 50 Kodizes bundesweit im Einsatz

Abbildung 1: Einführung und Novellierung von Public Corporate Governance Kodizes in Deutschland

Quelle: Institut für den öffentlichen Sektor, 2019
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Grundsätze der guten Unternehmens­ und Beteiligungsführung 
des Freistaats Thüringen
Auch der Freistaat Thüringen setzt seit dem 18.9.2017 mit Verabschiedung und Ver-
öffentlichung der „Grundsätze der guten Unternehmens- und Beteiligungsführung 
des Freistaates Thüringen“ auf eine aufeinander abgestimmte Kombination aus Kodex 
(Teil A) und Grundsätzen für die Beteiligungsführung (Teil B). 

Beide Dokumente – Kodex und „Grundsätze der guten Beteiligungsführung“ – sollen 
die Steuerung der relevanten Landesunternehmen unterstützen, an denen der Frei-
staat Thüringen beteiligt ist. Dabei handelt es sich sowohl um Gesellschaften des 
Privatrechts als auch um öffentlich-rechtliche Gesellschaftsformen. Sofern gesetz-
liche Bestimmungen, zum Beispiel Anstaltsgesetze, einzelnen Bestimmungen des 
Kodex entgegenstehen, gilt der Gesetzesvorrang. Bei Minderheitsgesellschaften mit 
einem eigenen Geschäftsanteil von mindestens 25 Prozent hat der Freistaat auf eine 
Beachtung des Kodex hinzuwirken, bei Mehrheitsgesellschaften erfolgt in der Regel 
eine Ver ankerung des Kodex in der Unternehmenssatzung. Der Kodex umfasst dabei 
neben der Darstellung geltenden Rechts 102 Empfehlungen („soll“) und 19 Anregun-
gen („sollte“/„kann“). KPMG und das Institut für den öffentlichen Sektor haben die 
Erstellung der Grundsätze unterstützt.

Im Wesentlichen geht es auch bei den Thüringer Grundsätzen um das Festlegen von 
Standards für das Zusammenwirken aller involvierten Stellen im Rahmen des Betei-
ligungsmanagements. Alle Maßnahmen der Beteiligungssteuerung, so die zentrale 
Leitlinie, sollen von dem Grundsatz geleitet sein, das Vermögen des Landes zu meh-
ren, Zuwendungen zu reduzieren und Risiken für das Land zu begrenzen. Dazu zäh-
len nicht nur fi nanzielle Risiken, sondern auch mögliche Reputationsschäden. Die Re-
gelungen sollen die Informationsfl üsse erleichtern und verbessern. Zudem sollen 
auch im Hinblick auf die fortlaufende Erfüllung des wichtigen Landesinteresses als 
Grundvoraussetzung einer Beteiligung gemäß § 65 ThürLHO Kontrolle und Transpa-
renz der Landesunternehmen gesteigert werden. 
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Abbildung 2: Überblick über Public Corporate Governance Kodizes in Bund, Ländern und Kommunen

Quelle: Institut für den öffentlichen Sektor, 2019 

Mecklenburg­Vorpommern:
Rostock
Schwerin
(Musterkodex für Kommunen)

Berlin:
Bund
Land Berlin

Brandenburg:
Land Brandenburg
Potsdam

Sachsen­Anhalt:
Land Sachsen-Anhalt
Halle (Saale)

Sachsen:
Leipzig

Thüringen:
Land ThüringenHessen:

Land Hessen
Darmstadt
Frankfurt am Main
Offenbach
Wiesbaden

Bayern:
Fürth

Nordrhein­Westfalen:
Land NRW
Arnsberg
Bielefeld
Bochum 
Dortmund
Duisburg
Düsseldorf
Essen
Gelsenkirchen
Herne
Köln
Kreis Wesel
Münster
Solingen
Unna
Wesel
(NRW Bank)
(NRW Kommunalverbände)

Schleswig­Holstein:
Land Schleswig-Holstein
Flensburg
Lübeck

Hamburg

Bremen

Niedersachsen:
Lüneburg
Oldenburg

Rheinland­Pfalz:
Land Rheinland-Pfalz
Landau
Mainz

Saarland:
Saarbrücken
Völklingen

Baden­Württemberg:
Land Baden-Württemberg
Fellbach
Mannheim
Stuttgart
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Der Thüringer Rechnungshof hat in seinem Jahresbericht ausdrücklich begrüßt, dass 
sich das Land zu den Grundsätzen guter Unternehmens- und 
Beteiligungsführung im Umgang mit seinen Beteiligungen 
sowie bei der Struktur und Leitung der Unternehmen verpflich-
tet hat. Durch die entsprechenden Regelwerke werden nach 
Ansicht des Rechnungshofs auch die Voraussetzungen für ein 
strategisches Management auf Basis der öffentlichen Aufgabenerfüllung und 
Zwecksetzung geschaffen. 

Im Folgenden werden einige ausgewählte Regelungsbereiche skizziert, denen beson-
dere Relevanz für die Beteiligungssteuerung zukommt und bei denen die Thüringer 
Grundsätze der guten Unternehmens- und Beteiligungsführung zum Teil eine Vorrei-
terrolle einnehmen.

Strategisches Zielsystem
Beteiligungsunternehmen der öffentlichen Hand existieren zur Verfolgung von öf-
fentlichen Zwecken. Die Herausforderung der Beteiligungssteuerung besteht daher 
regelmäßig darin, sich nicht nur auf die gängigen betriebswirtschaftlichen Zielstellun-
gen zu beschränken, sondern die öffentliche Zwecksetzung in 
möglichst konkrete Ziele für die Unternehmen zu übersetzen. 
Der Kodex sieht demnach eine Steuerung der Beteiligungen 
über unternehmensspezifische Zielsysteme vor, die systema-
tisch die strategischen Beteiligungsziele des Freistaats Thürin-
gen und das mit der Beteiligung verfolgte wichtige Landesinteresse konkretisieren. 
Die Operationalisierung der Beteiligungsziele erfolgt in bis zu fünf aufeinander abge-
stimmten Stufen unter Einbindung der Landesregierung, Fachressorts und der jewei-
ligen Unternehmensorgane (vergleiche Abbildung 3). Nur eine Minderheit der Kodi-
zes in Deutschland sieht bislang eine ähnlich ausdifferenzierte Zielsystematik vor.

Die periodische Festlegung von unternehmensindividuellen Eigentümerzielen soll für 
den Gesellschafter deutlich machen, welche Interessen er mit dem Unternehmen 
verfolgt bzw. ob sich diese verändert haben und gegebenenfalls anzupassen sind. 
Die Zielbeschreibung ist wiederum Grundlage der Unternehmensstrategie und zu-
gleich Voraussetzung für die effektive Steuerung eines öffentlichen Unternehmens, 

Thüringer Rechnungshof: Kodex schafft Grundlage 
für strategisches Beteiligungsmanagement

Drei- bis fünfjährige Eigentümerziele als Basis  
der Unternehmenssteuerung

Abbildung 3: Bestandteile und Zuständigkeiten der strategischen Zielsteuerung im Thüringer Kodex

Element Beschreibung Zuständigkeit

Strategische  
Beteiligungsziele 
des Landes

Übergeordnete strategische Beteiligungsziele 
des Freistaats und öffentliche Zwecke der  
Unternehmen (Gegenstand) 

Landesregierung

Unternehmens­
individuelle  
Eigentümerziele

Alle drei bis fünf Jahre auf Basis der  
strategischen Beteiligungsziele

Entwicklung durch zuständiges  
Fachressort; Verabschiedung durch  
Anteilseignerversammlung

Strategisches  
Unternehmens­
konzept

Konkretisiert Eigentümerziele und legt  
vorrangige Handlungsfelder sowie daraus  
abgeleitete Projekte und Maßnahmen fest

Entwurf durch Geschäftsleitung;  
Beschluss durch Überwachungsorgan

Unternehmens­
planung

Jährliche Erfolgs-, Finanz-, Investitions-  
und Personalplanung sowie mittelfristige  
Unternehmensplanung

Entwurf durch Geschäftsleitung;  
Beschluss durch Überwachungsorgan

Optionale Zielver­
einbarung mit der 
Geschäftsleitung

Periodisch; Eigentümerziele einschließlich 
strategisches Unternehmenskonzept und  
Unternehmensplanung sollen Basis bilden

Anteilseignerversammlung auf  
Verlangen des Fachressorts

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an „Grundsätze der guten Unternehmens- und Beteiligungsführung des Freistaats Thüringen“, 2017
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das sich an seinem öffentlichen Auftrag orientiert. Im Idealfall werden durch die Fest-
legung auch Zielkonflikte reduziert und die langfristige Planungssicherheit für die Un-
ternehmensorgane erhöht.

Das Zielsystem beinhaltet zudem ein Zielcontrolling durch das zuständige Fachres-
sort. Durch das Zielcontrolling werden gemäß Kodex regelmäßig die Erreichung der 
Eigentümerziele einschließlich der Umsetzung des strategischen Unternehmens
konzepts und des jährlichen Unternehmensplans sowie die Erreichung der mit der 
Geschäftsleitung vereinbarten Ziele überprüft.

Umfangreiche Gesellschafterverantwortung
Der Anteilseignerversammlung kommt auf Basis des Thüringer Kodex eine große 
Verantwortung zu. Ihr werden auch einige Aufgaben zugeteilt, die gemäß Aktien-
recht, dem Deutschen Corporate Governance Kodex der Privatwirtschaft und auch 
vielen Kodizes im öffentlichen Bereich zum Aufgabenkanon des Überwachungs
organs gezählt werden. Die Anteilseignerversammlung ist somit nicht nur im Rah-
men des strategischen Zielsystems für die Verabschiedung der unternehmensindivi-
duellen Eigentümerziele und einer etwaigen Zielvereinbarung mit der Geschäftslei-
tung zuständig. Vielmehr verantwortet sie unter anderem auch die Bestellung bzw. 
Abberufung und die Anstellung der Geschäftsleitung sowie die Wahl des Abschluss-
prüfers. Gleichzeitig regt der Kodex an, dass die Anteilseignerversammlung nur in 
Ausnahmefällen von ihrem bei GmbHs verankerten Weisungsrecht gegenüber der 
Geschäftsleitung Gebrauch machen sollte und somit Einzelfalleingriffe zugunsten 
der strategischen Steuerungsinstrumente reduziert werden. 

Besondere Anforderungen an Mitglieder der Überwachungsorgane
Die Thüringer Grundsätze empfehlen als einer von wenigen öffentlichen Kodizes aus-
drücklich, dass neben der Sicherstellung eines angemessenen Einflusses des Frei-
staats auch externe Fachleute, die nicht Angehörige des öffentlichen Dienstes oder 
Inhaber eines öffentlichen Amts des Freistaats Thüringen sind, in das Überwa-
chungsorgan entsandt werden sollen. Hierzu kann laut Kodex auch eine Vergütung 
der Mitglieder des Überwachungsorgans erfolgen. Um institutionell zu unterstützen, 
dass die Mitglieder der Überwachungsorgane den wachsenden Anforderungen aus-

reichend Aufmerksamkeit schenken können, sieht der Kodex 
zudem eine Obergrenze von maximal fünf Mandaten in sol-
chen Gremien vor – und verstärkt somit die auf Basis des Ak
tiengesetzes gängige Regelung von maximal zehn parallelen 
Mandaten. Den Mitgliedern der Überwachungsorgane erlegt 

der Kodex die Pflicht auf, sich über die neuen wesentlichen Entwicklungen zu infor-
mieren, und er empfiehlt ihnen, regelmäßig Schulungsangebote wahrzunehmen. Das 
Beteiligungsmanagement des Freistaats Thüringen bietet hierzu gemäß Kodex ent-
sprechende Grundlagenschulungen an. Zudem haben die Beteiligungsunternehmen 
ergänzend für ausreichende branchen- bzw. unternehmensspezifische Schulungs
angebote Sorge zu tragen.

Umfassende Vergütungstransparenz 
Ein weiterer Schwerpunkt des Kodex ist es, Transparenz bei der Vergütung zu schaf-
fen und somit dem in den vergangenen Jahren stetig gestiegenen Interesse der Öf-
fentlichkeit an Vergütungsfragen zu entsprechen. Der Kodex sieht für Mitglieder des 
Überwachungsorgans und der Geschäftsleitung eine personenindividuelle Offen
legung der Vergütung unter Aufschlüsselung der verschiedenen Bestandteile im Jah-
resabschluss vor – und zählt damit im bundesweiten Kodexvergleich zu einem der 
Vorreiter. Bei den Geschäftsleitungen umfasst die Offenlegung beispielsweise Aus-
sagen zur Grundvergütung, zur erfolgsabhängigen Vergütung, zu sonstigen geldwer-
ten Vorteilen, zu sämtlichen zusätzlichen Vergütungen bei der Übernahme von Tätig-
keiten in Organen anderer Unternehmen sowie zu Ruhegehaltszusagen.

Weniger Parallelmandate – mehr Zeit für hohe  
Anforderungen der Aufsichtsratstätigkeit
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Nachhaltige Frauenförderung durch Gleichstellungspläne in den Beteiligungen
Im bundesweiten Kodexvergleich zusammen mit dem 2018 novellierten Bremer 
Kodex einzigartig regen die Thüringer Grundsätze nicht nur – wie einige andere Kodi-
zes – bei der Bestellung der Geschäftsleitungen und bei der Zusammensetzung des 
Überwachungsorgans eine Orientierung an den Zielen des Landesgleichstellungsge-
setzes zur gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an, sondern sehen 
auch vor, das Thema Gleichstellung bereits auf den unteren Führungsebenen der Un-
ternehmen zu fördern. Demnach hat in jeder Beteiligung mit mehr als 50 Bedienste-
ten die Geschäftsleitung dafür Sorge zu tragen, dass eine Gleichstellungsbeauftragte 
gewählt und alle sechs Jahre ein Gleichstellungsplan mit Zielvorgaben für die zwei 
Führungsebenen unterhalb der Geschäftsleitung erstellt wird. Zielvorgaben und 
Zielerreichungsgrade sind zudem in der Entsprechenserklärung zum Kodex zu veröf-
fentlichen.

Herausforderung Implementierung – der Kodex als Arbeitsauftrag
Zwar ist aus der Erfahrung mit anderen Kodizes bekannt, dass allein der Prozess der 
Erarbeitung, Abstimmung und Verabschiedung der Kodexregeln zu einer Sensibilisie-
rung aller Beteiligten in Bezug auf eine gute Unternehmens- und Beteiligungsführung 
beiträgt. Dennoch beginnt ein großer Teil der Arbeit erst nach offizieller Verabschie-
dung des Kodex. Das Dokument wirkt nicht von allein, sondern muss, auch durch die 
Anpassung vertraglicher und gegebenenfalls gesetzlicher Grundlagen, in die beste-
henden Prozesse der Beteiligungsführung und -kontrolle integriert werden. Der Orga-
nisationseinheit Beteiligungsmanagement – in Thüringen beim 
Finanzministerium angesiedelt – kommt dabei eine zentrale 
Rolle zu.

Nach Verabschiedung des Thüringer Kodex stand dabei zu-
nächst im Vordergrund, die Mitglieder der Überwachungsorgane sowie die beteili-
gungsführenden Stellen im Finanzministerium und in den Fachressorts zu den neuen 
Regelungen zu schulen. Zudem wurde eine Verpflichtungserklärung für vom Frei-
staat entsandte Mitglieder der Überwachungsorgane zur Beachtung des Kodex aus-
gearbeitet.

Auch zukünftig wird das Beteiligungsmanagement insbesondere bei der Begleitung 
des Prozesses zur Entwicklung unternehmensindividueller Eigentümerziele und des 
strategischen Unternehmenskonzepts sowie beratend bei der Implementation von 
entsprechenden Controllingkonzepten durch die Fachressorts gefragt sein. Hierbei geht 
es unter anderem darum, welche Ziele generell im Vordergrund stehen sollen (fachlich 
versus finanziell), wie Prioritäten festgelegt werden, wie Ziele messbar gemacht 
werden können, wie mit etwaigen Zielkonflikten umgegangen wird und wie politi-
sche Vorgaben auf Gesellschafterseite in den Prozess eingearbeitet werden können.

Zudem sind für das Beteiligungsmanagement zusätzliche Aufgaben insbesondere im 
Umfeld der Anstellung der Geschäftsleitungen (Rekrutierung, Vertragsgestaltung, 
Vergütung etc.) und des Gremienmanagements wahrzunehmen – einschließlich der 
Unterstützung bei der Standardisierung des Berichtswesens und bei der Selbstevalu-
ierung der Tätigkeit des Überwachungsorgans sowie bei den regelmäßigen Schu-
lungsangeboten. Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Erarbeitung 
und Implementierung der Grundsätze der guten Unternehmens- und Beteiligungs-
führung des Freistaates Thüringen eine große Chance für die Weiterentwicklung des 
Beteiligungsmanagements darstellt. Für die Herausforderungen geben die Grund-
sätze bei einer reflektierten Anwendung standardisierte Werkzeuge und Methoden 
an die Hand. Dies ist sicherlich noch keine Garantie für ein erfolgreiches und zukunfts-
weisendes Beteiligungsmanagement, erhöht aber die Wahrscheinlichkeit deutlich. 

Michael Plazek, Dr. Ferdinand Schuster,  
Dr. Thomas Trousil (Sächsischer Rechnungshof, ehemaliger Leiter des Referats für  

Beteiligungen und Querschnittsaufgaben im Thüringer Finanzministerium)

Beteiligungsmanagement hat zentrale Funktion  
für eine nachhaltige Umsetzung
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Verantwortung im Management:  
Viel mehr als Gesetzeseinhaltung

1.	 Nationale Rechtssysteme prägen 
das verantwortungsvolle Handeln 
jedes Individuums
Die Wahrnehmung von Verantwortung 
im Unternehmensalltag erschöpft sich 
auf den ersten Blick in der Einhaltung von 
Gesetzen. Der gesetzestreue Bürger, sei 
er eine Führungskraft oder nicht, muss 
sich an die geltenden Gesetze halten 
(zum Beispiel an die Gemeindeordnung). 
Dazu kommt die Verantwortung für auf 
Basis des Rechtssystems vereinbarte 
Verträge. 

Es ist bekannt, dass Deutschland nicht 
nur führend bei der Steuergesetzgebung 
ist, sondern auch eines der Länder mit 
den meisten juristischen Vorgaben. Da-
bei ist das deutsche Rechtssystem dem 
von Ländern wie Österreich, der Schweiz 
oder auch Griechenland ähnlich. Andere 
Rechtssysteme basieren wie in England 
und den Vereinigten Staaten auf dem 
Common Law, das islamische Recht ba-
siert auf der Scharia. Die Rechtssysteme 
unterscheiden sich international somit er-
heblich. Es wird deutlich, dass sich inter-
national auch die Verantwortung durch 
das Erfüllen der Rechtsvorschriften un-
terscheidet. 

2.	Die rechtliche Dynamik ist ein 
Spiegelbild weiterer Kategorien zu 
verantwortungsvollem Handeln
Die aus dem angloamerikanischen Rechts-
system stammende „Business Judge-
ment Rule“1 fand Eingang in die deutsche 
Rechtsprechung und ist ein wichtiger 
Eckpunkt für das verantwortungsvolle 
Handeln von Führungskräften und Auf-
sichtsräten auch in öffentlichen Unterneh-
men geworden. Die „Business Judge-
ment Rule“ schließt bei einer relevanten 
geschäftlichen Entscheidung eine Pflicht-
verletzung und damit eine Haftung von 
Führungskräften und Aufsichtsräten aus, 
sofern die Betroffenen vernünftigerweise 
annehmen durften, auf der Grundlage 
angemessener Information zum Wohle 
des Unternehmens zu handeln. 

Neue Gesetze in Deutschland beinhalten 
üblicherweise eine Gesetzesfolgenab-
schätzung. Dadurch sollen die politi-
schen Ziele möglichst effizient und mit 
möglichst geringen Belastungen für alle 
Betroffenen erreicht werden. Entspre-
chend umfasst die Überprüfung unter 
demokratischer Beteiligung von Bürge-
rinnen und Bürgern auch die Überprü-
fung von Aspekten der Nachhaltigkeit in 
der Gesetzeswirkung. Damit wird deut-

1	 Gemäß §§ 93 Abs. 1 S. 2, in Verbindung mit 116 S. 1 AktG

lich, dass die Verantwortung nicht nur die 
Gesetze an sich betreffen kann, sondern 
zum Beispiel auch Fragen einer gerech-
ten Verteilung, hinsichtlich des Umgangs 
mit negativen Wechselwirkungen des ei-
genen Handelns oder in Bezug auf die 
Akzeptierbarkeit des eigenen Handelns 
innerhalb der Gesellschaft. 

In den Impact Assessment Guidelines 
der Europäischen Kommission werden 
für neue Gesetze sowie für weitere 
grundsätzliche Beschlüsse der EU Prü-
fungen der Wirkung auf die Ökonomie, 
die Ökologie und Soziales einbezogen.2 
 
Bezogen auf die ökologischen Auswir-
kungen sind folgende Bereiche einer Prü-
fung zu unterziehen: Klima, Verkehr und 
Energienutzung, Luftqualität, Artenviel-
falt, Flora, Fauna und Landschaften, 
Wasserqualität und -ressourcen, Boden-
qualität und -ressourcen, Landnutzung, 
erneuerbare und nicht erneuerbare Res-
sourcen, die ökologischen Folgen von 
Unternehmens- und Verbraucheraktivi
täten, Produktion/Entstehung/Recycling 
von Abfällen, die Wahrscheinlichkeit oder 
das Ausmaß von Umweltrisiken, Tier-
schutz, weltweite ökologische Folgen. 

2	 Vgl. EU (2009). Leitlinien zur Folgenabschätzung. Unter: http://ec.  
europa.eu/smart-regulation/impact/commission_guidelines/docs/iag 
_2009_de.pdf

IM FOKUS

Dass Führungsaufgaben mit großer Verantwortung einhergehen, ist eine Selbstverständlichkeit. 

Die unternehmerische Verantwortung stellt jedoch nur einen Teil des Wirkungsfeldes von  

Führungskräften dar. Zahlreiche Regelwerke und Gesetze nehmen heutige Unternehmenslenker 

auch für Bereiche in die Pflicht, die nicht unmittelbar mit dem Geschäftsinhalt in Verbindung ste-

hen – etwa die soziale und ökologische Nachhaltigkeit unternehmerischen Tuns. Darüber hinaus 

gehören auch moralische Werte, transparentes Handeln und Vertrauensbildung zum Fundament 

eines verantwortungsvollen Managements. Die folgenden sieben Thesen verdeutlichen die Viel-

schichtigkeit verantwortungsvollen Handelns im Management.  
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Für die Abschätzung der sozialen Wirkun-
gen von Beschlüssen werden folgende 
Bereiche analysiert: Beschäftigung und 
Arbeitsmärkte, Normen und Rechte hin-
sichtlich der Arbeitsplatzqualität, soziale 
Integration und Schutz bestimmter Grup-
pen, Geschlechtergleichstellung, Gleich-
behandlung und Chancengleichheit, 
Nichtdiskriminierung von Einzelpersonen, 
Privat- und Familienleben, personenbezo-
gene Daten, Governance, Teilhabe, ord-
nungsgemäße Verwaltung, Zugang zu 
Gerichten, Medienethik, öffentliche Ge-
sundheit und Sicherheit, Kriminalität, Ter-
rorismus, Zugang zu Sozialschutz-, Ge-
sundheits- und Bildungssystemen und 
Auswirkungen auf diese, Kultur sowie 
soziale Folgen für Drittländer. 

3.	Verantwortung zielt auf Sinn­
stiftung und Wirkung für Menschen
Jeder Mensch möchte möglichst gut  
leben. Dazu gehört auch, den eigenen In-
teressen nachzugehen, die Dinge zu tun, 
die einem liegen und möglichst erfüllend 
sind. Aus der Verantwortungsperspek-
tive hat diese individuelle Sinnsuche un-
mittelbare Auswirkungen auf das Han-
deln von Führungskräften. Sie können 
die Sinnsuche von Bürgern positiv oder 
negativ, stark oder schwach beeinflus-
sen – etwa bei der Schaffung von Ar-
beitsplätzen, in der Entwicklung von 
Wohlstand oder in der Verbesserung der 
Gesundheitssituation der Menschheit. 

Das Handeln mit Bedacht auf die Wir-
kung lässt sich auch aus der Risikopers-
pektive betrachten. So können etwa Ge-
fahren, die die Existenz der Menschheit 
bedrohen, das Handeln von Führungs-
kräften beeinflussen.3 Zu diesen Gefah-

3	 Vgl. Forschungen des Centre for the Study of Existential Risks in  
Cambridge, www.cser.ac.uk

ren zählen unter anderem Krankheits-
keime und neue Technologien (wie syn-
thetische Biologie, Geoengineering oder 
künstliche Intelligenz). Verantwortungs-
volle Führungskräfte suchen Wege, 
diese Gefahren zu reduzieren, oder sie 
verzichten auf Maßnahmen, die die Ein-
trittswahrscheinlichkeit oder den Scha-
den aus diesen Gefahren mehren. 

Aber Verantwortung beschränkt sich nicht 
darauf, Gesetze einzuhalten und Wohl-
stand zu ermöglichen. Robert F. Kennedy 
bemängelte schon vor über 50 Jahren, 
dass viele Aspekte, die für ein lebens-
wertes Leben sorgten, nicht in die Be-
rechnung des Bruttosozialprodukts ein-
flössen – etwa die Gesundheit unserer 
Kinder, die Bildungsqualität oder die 
Schönheit der Natur sowie die Intelligenz 
öffentlicher Debatten oder die Integrität 
von Amtsträgern.4  

Und wie ist der Stand? Sorgen wir wirk-
lich für ein lebenswertes Umfeld? Seit 
1970 ist der Biodiversitätsindex weltweit 
um über 50 Prozent gesunken, die jähr
lichen Treibhausgasemissionen haben 
sich fast verdoppelt, über 48 Prozent der 
tropischen und subtropischen Wälder 
wurden abgeholzt – das alles bei einer 
verdoppelten Weltbevölkerung. Wir leben 
in einer Welt mit offenkundig suizidalen 
Merkmalen.5 Hoffnungsvolle Gegenbei-
spiele finden sich allerdings bei vielen 
deutschen Städten und öffentlichen Un-
ternehmen.6 Wir sollten also nicht resig-
nieren, sondern Verantwortung tragen.

4	 Vgl. Kennedy, R. F. (1968): Remarks at the University of Kansas, 
18.3.1968, unter: https://en.m.wikisource.org/wiki/Remarks_at_the_
University_of_Kansas

5	 Vgl. Howes, M. (2017): After 25 Years of Trying, Why Aren’t We  
Environmentally Sustainable Yet?, 2.4.2017, The Conversation,  
https://theconversation.com/after-25-years-of-trying-why-arent-we-
environmentally-sustainable-yet-73911

6	 Vgl. u.a. „Spiegel“-Reihe „Früher war alles schlechter“, unter:  
www.spiegel.de/thema/frueher_war_alles_schlechter/

4.	Verantwortung basiert auf Moral 
und Werten
Jeder empfindet eine Vielzahl von Ver-
pflichtungen basierend auf Gesetzen, 
Moral oder tugendhaftem Handeln. Wer 
entscheidet, was die richtigen Tugenden 
sind? Sollen ehrbare Kaufleute die Tu-
gend der Bürger fördern? Oder sollen 
ehrbare Kaufleute dafür belohnt werden, 
wenn sie die „richtigen“ Tugenden erfül-
len? Wie nah ist dann das chinesische 
„Sozialkredit“-System für die Belohnung 
des „besseren“ Bürgers?

Der Begriff des ehrbaren Kaufmanns 
wurde im Mittelalter geprägt, damals vor 
allem für selbstständige Kaufleute. Im-
mer noch aktuell ist der Begriff unter  
anderem, weil jede Industrie- und Han-
delskammer (IHK) durch den Gesetzge-
ber aufgerufen ist, für Anstand und Sitte 
des „ehrbaren Kaufmanns“ zu wirken.7 
Dabei ist der Begriff im IHK-Gesetz nicht 
weiter definiert und entfaltet bislang 
auch keine Rügemöglichkeit. Orientie-
rung bietet die Versammlung Eines Ehr-
baren Kaufmanns zu Hamburg e.V. mit 
ihrem entsprechenden Leitbild.8

Dieses umfasst neben dem Bekenntnis 
zur Einhaltung der Gesetze verschiedene 
Tugenden wie Toleranz, Ehrlichkeit, Ernst-
haftigkeit, Höflichkeit, Wertschätzung, 
Klugheit, Nichtdiskriminierung, Verbind-
lichkeit, Verlässlichkeit oder vorbildhaftes 
Verhalten. Sicherlich sollten diese Tugen-
den auch die Grundlage für die meisten 
verantwortungsvoll handelnden Kauf-
leute sein. Weitere Prägungen erhält der 
Begriff des ehrbaren Kaufmanns derzeit 
durch Konzepte wie Corporate Gover-

7	 Vgl. § 1 Abs. 1 IHKG

8	 Vgl. Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns zu Hamburg e.V.,  
unter: www.veek-hamburg.de
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nance, Compliance, Corporate Social  
Responsibility oder Fairness. 

Durch den Trend der Individualisierung 
definiert mehr und mehr jeder und jede 
Einzelne, was individuell wichtige Tugen-
den, Werte und Vorlieben sind. Umso 
wichtiger ist die Prägung der jungen Ge-
neration durch Familie, Schule und Ge-
sellschaft für die künftige Wertebildung. 
Gerade den Schulen kommt immer mehr 
die Aufgabe zu, vorzuleben, wie man 
Verantwortung übernimmt – angefangen 
von Toleranz und gegenseitigem Res-
pekt über das Lösen von Problemen, das 
Erlernen der Möglichkeiten für eine nach-
haltige Entwicklung bis hin zur Motiva-
tion, unternehmerisch tätig zu werden. 
Die individuell priorisierten Werte prägen 
deutlich, wie verantwortungsvoll jeder 
und jede Einzelne handelt. 

5.	Loyalität und Solidarität  
bestimmen das Wohlergehen der 
Mitmenschen
Das christliche Gebot der Nächstenliebe, 
die Grundsätze der sozialen Marktwirt-
schaft, die Absicherung durch Sozialsys-
teme aufbauend auf der mittelalterlichen 
Allmende und die entsprechend erlebte 
Sozialisierung prägen das Grundinter-
esse am Wohlergehen der Anderen. Na-
turgemäß ist das Grundinteresse stärker 
ausgeprägt, je näher die Mitmenschen 
sind (Familie, Freunde, Bekannte, Mit-
menschen in der Region). Neben der Ver-
antwortung für Familie und Freunde um-
fasst das verantwortungsvolle Handeln 
von Wissenschaftlern und Kaufleuten 
auch die Loyalität und Solidarität gegen-
über Personen und Dingen im beruf
lichen und erweiterten privaten Umfeld. 
Dazu gehören gegenseitiger Respekt, der 
regelmäßige Austausch und die direkte 
oder indirekte Unterstützung.

6.	Gemeinsame Werte bilden den 
„sozialen Klebstoff“ für die positive 
Entwicklung und den Zusammen­
halt der Gemeinschaft
Zu der Solidarität im Rahmen des eige-
nen Umfelds kommt die Loyalität mit der 
Gemeinschaft – also die Erkenntnis jedes 
Einzelnen, sich als Mitglied einer Gesell-
schaft mit Traditionen, einer Geschichte 
und bestimmten moralischen Werten zu 
verstehen. Diese Loyalität wächst etwa 

durch die Qualität der genossenen staat-
lich organisierten Ausbildung oder durch 
das persönlich genutzte Angebot an In
frastruktur und Leistungen der Daseins-
vorsorge. Dazu kommt die moralische 
Verantwortung für die Gemeinschaft in 
einer Stadt, in einem Bundesland, in 
Deutschland, in Europa und in der Welt. 
Jeder und jede Einzelne hat eine Verant-
wortung für die positive Entwicklung der 
Gemeinschaft und der gemeinsamen 
Werte. Jeder kann einen Beitrag für den 
„sozialen Klebstoff“ der Gemeinschaft 
leisten.

Gemeinsame Werte wie etwa Vertrauen, 
die Einstellung zu Arbeit, Demokratie, 
Marktwirtschaft und der Rolle der Ge-
schlechter können neben der positiven 
sozialen Wirkung auch die Wirtschafts-
leistung (das Pro-Kopf-Bruttoinlands
produkt) fördern.9  

Der „soziale Klebstoff“ ist gekennzeich-
net durch ein allgemeines Interesse, den 
Zusammenhalt der Gesellschaft zu si-
chern. Die Möglichkeiten liegen neben 
dem eigenen Handeln darin, die gemein-
same Diskussion über die künftige Ge-
staltung des Zusammenhalts zu ermög
lichen und mit Beiträgen zu unterstützen.

9	 Vgl. Beugelsdijk, S. / Klasing, M. / Milionis, P. (2017) , „Value  
Diversity and Regional Economic Development“, The Scandinavian 
Journal of Economics, 2017

Genau darin liegt eine der Stärken von 
Städten und ihren Beteiligungsunterneh-
men: Sie ermöglichen den gemeinsamen 
Diskurs in der Zivilgesellschaft darüber, 
wie wir künftig gemeinsam leben wollen. 

Das Kümmern um den gegenseitigen Zu-
sammenhalt, das gemeinsame Streben 
für den Gemeinschaftssinn, für Orte des 
Austauschs im öffentlichen Raum, ge-
gen Spaltungstendenzen in der Gesell-
schaft, gegen die Entsolidarisierung und 
gegen eine übertriebene Individualisie-
rung – das ist ein weiterer wichtiger Kern 
der Verantwortung von Führungskräften. 
Dieser Diskurs und dieses Handeln um-
fassen auch Stolz und kritische Reflexion 
auf die gemeinsame Geschichte und die 
gemeinsamen Werte oder eben das Er-
möglichen der Teilnahme Vieler an ge-
meinschaftsstiftenden Erlebnissen.

Für die öffentliche Wirtschaft bedeutet 
das die Orientierung des Handelns an Pu-
blic Values – also die Frage, wodurch das 
unternehmerische Handeln direkt oder 
über das eigentliche Handeln hinaus Bei-
träge für das Gemeinwohl leisten kann.10  

Beispiele für Public Values zeigt nachfol-
gende Abbildung: 

 

10	 Vgl. z.B. Ahrend, K.-M. (2014): Corporate Governance in der  
Energiewirtschaft – zwischen Unternehmenswert und Public Value,  
Energiewirtschaftliche Diskussionsbeiträge, No. 2-2014, unter:  
www.econstor.eu

Abbildung 1: Ausgewählte Public Values 
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So leistet zum Beispiel die HEAG-Gruppe 
wichtige Beiträge für den Public Value,  
indem sie die Infrastruktur bereitstellt, 
die gemeinsam genutzt wird, öffentliche 
Einrichtungen unterstützt, die zum ge-
meinsamen Austausch dienen und Leis-
tungen der Daseinsvorsorge für Bürge-
rinnen und Bürger erbringt. Ein neues 
Angebot ist seit 2017 das HEAG Vereins-
coaching. Dabei werden Vereine im bila-
teralen Gespräch mit der Vereinsführung 
oder durch gemeinsame Veranstaltun-
gen zu Sachthemen unterstützt. Dies 
umfasst Themen der kaufmännischen 
Führung, Konzepte für Mitgliedergewin-
nung und -bindung, Ansätze für die Öf-
fentlichkeitsarbeit, allgemeine Führungs-
fragen oder auch Themen für die Ausge-
staltung der künftigen Vereinsstrategie. 

7.	 Verantwortungsvolles Handeln 
ist eine Verpflichtung an die natür­
liche Umwelt 
Die freiwilligen Verpflichtungen des Ein-
zelnen gehen aber über die soziale, die 
menschliche Gemeinschaft hinaus. Sie 
umfassen auch die Verantwortung für 
die natürliche Umwelt, für die Flora und 
Fauna, anders formuliert: für die Schöp-
fung. Auch mit Bezug zu der sozialen Ge-
meinschaft, aber vor allem mit Bezug auf 
die natürliche Umwelt haben die Verein-
ten Nationen die Agenda 2030 entwi-
ckelt.11 Sie umfasst 17 Nachhaltigkeits-
entwicklungsziele (die Sustainable Deve-
lopment Goals) und 169 Unterziele. In 
der Präambel heißt es unter anderem: 
„Die Agenda 2030 verpflichtet uns, den 
Planeten zu schützen, damit auch künf-
tige Generationen ein gutes Leben in ei-
ner intakten Umwelt führen können. 
Dazu zählen die nachhaltige Nutzung von 
Meeren und Ozeanen, der Erhalt von 
Ökosystemen und Biodiversität, die Be-
kämpfung des Klimawandels sowie ein 
nachhaltiger Umgang mit natürlichen 
Ressourcen.“ 

Für die natürliche Umwelt sind die Bei-
träge unterschiedlich leicht zu realisieren. 
Unternehmen, die direkt mit Umwelt
wirkungen zu tun haben, können direkter  
dafür Verantwortung übernehmen als  
andere (zum Beispiel mit dem Fokus  

11	 Vgl. Vereinte Nationen (2015): Draft outcome document of  
the United Nations summit for the adoption of the post-2015  
development agenda, unter: https://undocs.org/A/69/L.85

auf Ökostrom, wie die HEAG-Tochter 
Entega). Gleichwohl kann indirekt oder in 
Randbereichen jeder und jede Einzelne 
einen direkten Beitrag leisten – etwa 
durch die Anwendung des Deutschen 
Nachhaltigkeitskodex oder durch die Mit-
wirkung an Netzwerken, die sich an der 
Nachhaltigkeit orientieren, zum Beispiel 
im Unternehmensnetzwerk B.A.U.M. e.V. 
(Bundesdeutscher Arbeitskreis für Um-
weltbewusstes Management)12. Kauf-
leute können ihrer Verantwortung für die 
Umwelt am besten gerecht werden, 
wenn sie sich der Entwicklung und An-
wendung von nachhaltigen Geschäfts-
modellen widmen13. Denn neben dem 
Bewusstsein der Wirkungen des eige-
nen Handelns für die natürliche Umwelt 
gehört zu einem verantwortungsvollen 
Handeln auch das Streben nach einer  
Minimierung von negativen Wirkungen 
und Risiken für das Ökosystem.

Fazit
Das verantwortungsvolle Handeln von 
Führungskräften umfasst mindestens 
fünf Kategorien: die Achtung vor der Frei-
heit jedes Einzelnen (durch Gesetze und 
Verträge), die Erbringung von möglichst 
positiven Wirkungen für viele andere 
Menschen wie Arbeitsplätze und Wohl-

12	 Vgl. www.baumev.de

13	 Vgl. auch die Typologie nachhaltiger Geschäftsmodelle nach  
Ahrend, K.-M. (2016): Geschäftsmodell Nachhaltigkeit – Ökologische 
und soziale Innovationen als unternehmerische Chance, Springer, S. 85

stand, das Handeln nach eigenen Wer-
ten und Tugenden, das freiwillige posi-
tive Wirken für die Gemeinschaft und de-
ren Zusammenhalt sowie das Streben 
nach einer Minimierung negativer Wir-
kungen für die natürliche Umwelt (ver-
gleiche Abbildung 2).

Trotz des Wunsches des Menschen, die 
Komplexität der Dinge zu vereinfachen, 
verbleibt somit ein komplexes System 
des verantwortungsvollen Handelns von 
Führungskräften. 
	
Da sich die Gesellschaften verändern, 
ändern sich auch die allgemein in einer 
Gesellschaft akzeptierten Tugenden. Ne-
ben Politikern, Lehrern und Erziehern und 
zivilgesellschaftlich aktiven Bürgern sowie 
vielen anderen sind auch Führungskräfte 
Treiber dieser Dynamik und entwickeln 
die Gesellschaften weiter. Sie definieren 
das Verständnis für eine gute Lebens
führung. Sie definieren den Rahmen mit, 
was verantwortungsvolles Handeln be-
deutet. 

Prof. Dr. Klaus-Michael Ahrend,  
Vorstandsvorsitzender der  

HEAG Holding AG, Darmstadt
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Abbildung 2: Fünf Kategorien für verantwortliches Handeln von Führungskräften

Quelle: Klaus-Michael Ahrend
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Welche Hoffnungen und Erwartungen 
verbinden Sie mit dem OZG und dem 
Portalverbund? 
Schulz: Der gesetzliche Zwang des OZG 
führt dazu, dass die Digitalisierung der 
Verwaltung zunehmend zur Chefsache 
wird. Die Vorgabe der Interoperabilität 
zwingt dazu, dass man nicht nur im Kon-
text von Online-Verwaltungsverfahren 
und Portalverbund über Ebenengrenzen 
hinweg denkt und Lösungen so konzi-
piert. Der Mehrwert der Digitalisierung 
behördeninterner Prozesse, zum Beispiel 
auch zwischen Landesbehörden und 
Kommunen, rückt quasi als „Begleitpro-
dukt“ der Online-Dienste für den Bürger 
in den Mittelpunkt.
Srocke: Bürger und Unternehmen errei-
chen künftig die von ihnen gewünschte 
Verwaltungsleistung direkt und schnell – 
unabhängig davon, auf welchem Verwal-
tungsportal sie einsteigen. Sie müssen 
nicht wissen, welche Behörde für ihr An-
liegen zuständig ist. Anschließend sollen 
sie den gewünschten Online-Dienst ein-
fach und medienbruchfrei abwickeln kön-
nen. Über den Portalverbund bereitge-
stellt werden dazu einfache und sichere 
Basisdienste wie zum Beispiel Nutzer-
konten, mit denen sich Bürger und Orga-
nisationen ausweisen. Der von Bund, 

Ländern und Kommunen gemeinsam re-
alisierte Portalverbund stellt gemäß OZG 
die Infrastruktur, die Standards sowie die 
Komponenten dafür bereit, dass Bürger 
und Unternehmen deutschlandweit nut-
zerfreundliche Services erhalten.

Der Bund schafft mit dem Portalver-
bund die Infrastruktur für die OZG-
Umsetzung. Wie funktioniert die Ab-
stimmung zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen beim Aufbau des 
Portalverbunds?
Srocke: Der Portalverbund ist ein Koordi-
nierungsprojekt des IT-Planungsrats. Das 
Projekt bereitet die richtungsweisenden 
Entscheidungen des IT-Planungsrats vor. 
Die Fachthemen werden dazu von der 
Koordinierungsgruppe Portalverbund von 
Bund und Ländern unter Beteiligung der 
kommunalen Spitzenverbände ausgear-
beitet und häufig auch durchaus kontro-
vers ausdiskutiert. Wir sind dadurch zwar 
nicht so schnell, wie wir gern wären, 
aber wir schaffen nachhaltige Lösungen, 
die alle föderalen Ebenen gemeinsam 
tragen.
Schulz: Der Bund geht konzeptionell-
strategisch voran und bindet die kommu-
nalen Spitzenverbände auf Bundesebene 
eng ein. Auch der Dialog zwischen Bund 

INTERVIEW

OZG-Umsetzung bis 2022: Alle Ebenen 
müssen zusammenwirken
Mit dem Onlinezugangsgesetz (OZG) sind Bund, Länder und Kommunen verpflichtet, bis zum  

Jahr 2022 ihre Verwaltungsleistungen in einem Verbund ihrer Verwaltungsportale auch digital an-

zubieten. Dazu müssen die 575 wichtigsten Services online verfügbar gemacht werden. Mit dem  

beschlossenen Portalverbund werden die Verwaltungsportale des Bundes, der Länder und der 

Kommunen technisch verknüpft. Voraussetzung dafür ist, dass jedes Bundesland das eigene Verwal

tungsportal mit den Kommunal- und sonstigen Fachportalen des Landes zu einem eigenen Por

talverbund verknüpft. Der Portalverbund wird ein bundesweiter digitaler Kraftakt. Welche Heraus

forderungen bringt dieses Vorhaben mit sich und welche Chancen sind dadurch zu erwarten?  

Wie müssen Bund und Kommunen zusammenwirken, damit das Mammutprojekt gelingen kann?  

Dr. Sönke E. Schulz  

Geschäftsführendes  
Vorstandsmitglied, 
Schleswig-Holstei
nischer Landkreistag 

Frank-Rüdiger Srocke 

Leiter des Referats  
DG II 3 – Bundesportal; 
Portalverbund;  
Geschäftsstelle 115, 
Bundesministerium  
des Innern, für Bau  
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und Ländern scheint sich mittlerweile ge-
funden zu haben. Was fehlt, ist aber die 
unmittelbare Berücksichtigung kommu-
naler Anforderungen. Und: Die größte 
Lücke lassen die Bundesländer. Diese 
tragen die Verantwortung dafür, dass in 
ihrer Sphäre alle Behörden, einschließlich 
der Kommunen, „OZG-ready“ und „por-
talverbundfähig“ sind. Die Verpflichtung 
der Länder gegenüber dem Bund lässt 
sich nur mit kommunaler Unterstützung 
erfüllen. Die Kommunen erwarten aber 
klare Rahmenbedingungen und verbind
liche Absprachen mit den jeweiligen Lan-
desregierungen.

Schleswig-Holstein hat eher kleine 
Kommunen, für die es möglicherweise 
schwierig ist, ausreichend Ressourcen 
für die Digitalisierung aufzubringen. 
Welche Herausforderungen stellen 
sich für die Kommunen bei der Um-
setzung von OZG und Portalverbund? 
Schulz: Die Kommunen stellen sich aktiv 
den Herausforderungen der Digitalisie
rung. Dazu gehört auch die Erkenntnis, 
dass vor dem Hintergrund von Fachkräf-
temangel und zunehmender Komplexität 
(zum Beispiel im Bereich IT-Sicherheit) 
die verstärkte Kooperation das Mittel der 
Wahl ist. Wichtig ist aber, dass die Ko-
operation kommunal gestaltet und ver-
antwortet ist. Die Schaffung gemein
samer kommunaler IT-Dienstleister ist 
ein solches Instrument, aber auch ge-
meinsame Kompetenzzentren werden 
entstehen. Auch die Scheu vor der 
Zusammenarbeit mit dem Land und Lan-
desdienstleistern wird zunehmend über-
wunden – insbesondere dann, wenn es 
gelingt, auf Augenhöhe zu verhandeln. 
Gemeinsame Basisdienste werden nur 
Akzeptanz finden, wenn kommunale An-
forderungen berücksichtigt werden. Dies 
setzt aber die Artikulation kommunaler 
Anforderungen voraus. Dies kann schlag-
kräftig nur gemeinsam gelingen.

Wo bleiben die Kommunen mit ihrer 
Eigenständigkeit, wenn durch den 
Portalverbund und das Digitalisie-
rungsprogramm auch Standards  
gesetzt und zentrale Infrastrukturen 
geschaffen werden? 
Schulz: Nach meiner Erfahrung gibt es 
mittlerweile verbreitet die Erkenntnis, 
dass man mit ständigen Verweisen auf 

die kommunale Selbstverwaltung und 
Forderungen nach einer Landesfinanzie-
rung beim Thema Digitalisierung nicht 
mehr weiterkommt. Die Länder fürchten 
diesen Reflex der Kommunen aber. Ent-
scheidend ist, dass die Standards und 
zentralen Basisdienste kommunalen An-
forderungen gerecht werden – nicht, in-
dem jeder Sonderwunsch berücksichtigt 
wird, sondern im Sinne eines sachge-
rechten Ausgleichs zwischen eigenver-
antwortlicher Gestaltung und Standardi-
sierung. Zum Beispiel müssen kommu-
nale Portale die kommunale Identität 
widerspiegeln und – wie im Analogen – 
zentraler Zugang zur Verwaltung bleiben. 
Dies setzt auch eine klare Abgrenzung 
von Verantwortlichkeiten voraus: Wo bei-
spielsweise Verfahren rein kommunal 
umgesetzt werden, ist mehr Gestaltungs-
spielraum vorhanden als bei gemein
samer Verfahrensverantwortlichkeit oder 
bei Basisdiensten.

Erwarten Sie, dass die Digitalisierung 
der 575 wichtigsten Verwaltungsleis-
tungen im Rahmen der OZG-Entwick-
lungsgemeinschaften auch für Innova
tionen wie etwa die Prüfung von Auto-
matisierungspotenzialen genutzt wird?
Srocke: Mit der OZG-Umsetzung wer-
den sämtliche Prozesse auf den Prüf-
stand gestellt und komplett neu vom 
Nutzer her gedacht. Nutzer sind die Bür-
ger, die Mitarbeiter der Unternehmen, 
aber auch die Beschäftigten der Behör-
den. In die konzeptionellen Überlegun-
gen fließen neue Technologien mit Auto-
matisierungspotenzial ein. Zugleich müs-
sen wir gewährleisten, dass digitale 
Lösungen bereitgestellt werden, die ins-
besondere von den Kommunen – in der 
Fläche – rasch und ohne weitere Hürden 
nachgenutzt werden können. Durch die 
Mehrfachnutzung können Behörden von 
den individuellen Aufwänden für Eigen-
entwicklungen entlastet werden. Fast 80 
Prozent der für das OZG relevanten Ver-
waltungsleistungen werden zudem von 
den Kommunen ausgeführt. Deshalb ist 
es von großer Bedeutung, etablierte 
XÖV-Standards1 bzw. Standards des IT-
Planungsrats für die Lösungen zu nutzen. 
Standardbasierte Entwicklungen können 

1	 Anmerkung der Redaktion: XÖV steht für XML in der öffentlichen Ver-
waltung und ist ein Standard für den elektronischen Datenaustausch 
der öffentlichen Verwaltung, vgl. www.xoev.de

technologischen Innovationen zudem 
leichter angepasst werden. Damit stellen 
wir die Zukunftsfähigkeit unserer Ergeb-
nisse sicher.

Der Portalverbund wird für einen 
Großteil der Verwaltungsleistungen 
ganz neue Zugangsmöglichkeiten 
schaffen. Wie kann erreicht werden, 
dass Bürger und Unternehmen die 
neuen Onlineangebote auch nutzen? 
Srocke: Bürger und Unternehmen nut-
zen Online-Angebote, wenn sie ihren Be-
darfen und Erwartungen entsprechen. 
Dazu müssen wir die Nutzer stärker als 
bisher einbinden und ihnen zudem über-
zeugende Mehrwerte bieten – mit leicht 
verständlichen Informationen und ein-
fach nutzbaren digitalen Leistungen auf 
vertrauenswürdigen Portalen. Schnelle 
Suchläufe über alle Portale im Verbund, 
einfache Prozesse in jedem Verwaltungs-
verfahren und sichere Online-Dienste, 
die transparent mit den sensiblen Daten 
der Nutzer umgehen, sind ein wichtiger 
Erfolgsfaktor. Dadurch verbessern wir 
den konkret erfahrbaren Service der Be-
hörden. 
Schulz: Dies kann nur gelingen, wenn 
man die Nutzerinteressen stärker in den 
Mittelpunkt rückt. Dazu gehört das kri
tische Hinterfragen bestimmter Verfah-
rensanforderungen (Authentifizierung, 
Schriftlichkeit etc.) ebenso wie der Ver-
such, die Verfahren möglich einfach zu 
gestalten. Helfen würde es auch, wenn 
viele Verfahren nach einem einheitli- 
chen Funktionsprinzip umgesetzt sind 
(„kennste ein Verfahren, kennste alle“), 
was im föderal und kommunal geglieder-
ten Staat eine besondere Herausforde-
rung ist und gute Abstimmung erfordert. 
Mein Wunsch ist auch, dass man endlich 
ernsthaft über Anreize für die Online
verfahren, zum Beispiel Gebührenreduk-
tion oder vorrangige und schnellere Bear-
beitung, bis hin zur Verpflichtung zum 
Onlineverfahren nachdenkt. 
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Staatliches Vermögensmanagement 
im EU-Vergleich

Öffentliche Unternehmen wurden in den 
letzten Jahren hinsichtlich ihrer Anzahl, 
Größe und Sektoren bereits in mehre- 
ren vergleichenden Studien auf EU-  
und OECD-Ebene beleuchtet.1 Hingegen 
fehlte bislang eine Untersuchung, die  
neben Unternehmensbeteiligungen auch 
andere staatliche Vermögen in den Blick 
nimmt und sie im Hinblick auf ihren Wert 
und unterschiedliche Steuerungsmodelle 
in den einzelnen EU-Mitgliedstaaten ver-
gleichend analysiert. 

Vor diesem Hintergrund hat die EU-Kom-
mission eine im September 2018 ver
öffentlichte Studie in Auftrag gegeben, 
die KPMG in Italien in Kooperation mit 
der italienischen Universität Bocconi 
durchgeführt hat. Die Studie untersucht 
für die 28 EU-Mitgliedstaaten insbeson-
dere, wer jeweils Eigentümer der öffent
lichen Vermögenswerte ist, wer für de-
ren Betrieb bzw. Verwaltung zuständig 
ist und wie die strategische Steuerung 
im Hinblick auf Investitionsentscheidun-
gen erfolgt. Die vergleichenden Darstel-
lungen werden durch einzelne Länderbe-
richte und 14 Fallstudien ergänzt. 

Die Untersuchung macht einerseits deut-
lich, dass die Beschreibung und Wertung 
der Unterschiede des staatlichen Vermö-
gensmanagements in den EU-Ländern 
aufgrund der vielschichtigen Verhältnisse 
in den Mitgliedstaaten ein äußerst kom-

1	 Vgl. zum Beispiel https://ec.europa.eu/info/publications/economy- 
finance/state-owned-enterprises-eu-lessons-learnt-and-ways-for-
ward-post-crisis-context_en und http://www.oecd.org/corporate/ 
ca/Ownership-and-Governance-of-State-Owned-Enterprises-A-
Compendium-of-National-Practices.pdf

plexes Unterfangen ist. Unterschiedliche 
Datengrundlagen und vielfältige Informa-
tionslücken erschweren in einigen Berei-
chen eine umfassende vergleichende 
Analyse; zahlreiche Informationen zu Ver-
mögenswerten und der Steuerung staat-
licher Vermögen in den einzelnen Mit-
gliedstaaten können nur auf stark aggre-
gierter Ebene erhoben werden. Trotz 
ihrer methodischen Limitierungen ist die 
Studie als EU-weite Untersuchung des 
zentrale Infrastrukturbereiche umfassen-
den Feldes des staatlichen Vermögens-
managements bislang einzigartig. Der 
folgende Beitrag stellt daher auf Basis 
der veröffentlichten Studienergebnisse 
und eines zusammenfassenden Berichts 
der EU-Kommission ausgewählte Erkennt-
nisse vor.2 

Finanzielle und nicht finanzielle  
Vermögenswerte der EU-Mitglied­
staaten – Frankreich vorn
Die Studie nimmt eine grundsätzliche 
Unterscheidung zwischen finanziellen 
und nicht finanziellen Vermögenswerten 
der untersuchten Mitgliedstaaten vor. In 
beiden Bereichen werden sowohl Ver-
mögenswerte der nationalen Ebene als 
auch subnationaler Ebenen berücksich-
tigt. Dabei stellen finanzielle Vermögens-
werte Anteile an Unternehmen dar, wäh-
rend nicht finanzielle Vermögenswerte 

2	 Alle veröffentlichten Ergebnisse der Studie „Study on State Asset  
Management in the EU“ sind in englischer Sprache verfügbar unter 
https://ec.europa.eu/info/publications/study-state-asset-manage-
ment-eu-documents en. Die englischsprachige Zusammenfassung 
der EU-Kommission mit dem Titel „Public Assets: What’s at Stake? 
An Analysis of Public Assets & their Management in the European 
Union“ kann unter https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-
finance/dp089_en_public_assets.pdf heruntergeladen werden.

ausgewählte Infrastrukturbereiche um-
fassen, wie beispielsweise Straßen, Ei-
senbahnnetze, Flughäfen, Häfen, Woh-
nungen, sonstige Liegenschaften sowie 
Bodenschätze und weitere natürliche 
Ressourcen.

Datenbasis für die Unternehmensbetei
ligungen im Rahmen der Studie war die 
ORBIS-Datenbank des Bureau van Dijk 
(einer der weltweit führenden privaten 
Anbieter von Wirtschafts- und Unterneh-
mensdaten), die Unternehmensbeteili-
gungen europaweit nach einem ver-
gleichbaren Standard erfasst. Für nicht  
finanzielle Vermögenswerte musste die 
Untersuchung aufgrund der fehlenden 
einheitlichen Datenbasis und unterschied-
licher Rechnungslegungssysteme in den 
EU-Staaten auf verschiedene Datenban-
ken auf internationaler Ebene (zum Bei-
spiel OECD, Eurostat, JRC – Gemein-
same Forschungsstelle der Europäischen 
Union) und einzelne nationale Datenban-
ken zurückgreifen und – mit den erwähn-
ten methodischen Grenzen – die Infor-
mationen entsprechend konsolidieren. 

Die staatlichen Vermögenswerte in den 
untersuchten Bereichen werden EU-weit 
für das Jahr 2015 auf insgesamt rund 
16,5 Billionen Euro geschätzt. Dies ent-
spricht ungefähr 113 Prozent des EU-wei-
ten Bruttoinlandsprodukts. Die Unter-
nehmensbeteiligungen machen dabei 
weniger als 40 Prozent des erfassten Ge-
samtvermögens aus. Im europäischen 
Vergleich besitzt der französische Staat 
der Studie zufolge mit knapp 3 Billionen 

IM FOKUS

Im Auftrag der EU-Kommission hat eine Studie erstmals das Vermögensmanagement der 28 EU-

Staaten vergleichend untersucht. Trotz einiger großer Datenlücken hinsichtlich der tatsächlichen 

Vermögenswerte in mehreren zentralen Infrastrukturbereichen zeigen sich im Ländervergleich  

interessante Unterschiede bei der Infrastruktursteuerung und der Einbindung privater Akteure. 
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Euro das größte erfasste öffentliche Ver-
mögen, dicht gefolgt von Deutschland 
mit 2,8 Billionen Euro und – mit etwas 
Abstand – Großbritannien, Italien und 
Spanien (vergleiche auch Abbildung 1).
 
Deutschland verfügt über die meis­
ten Unternehmensbeteiligungen, 
Frankreich auch im Ausland beteiligt
Im Rahmen der Studie wurden für 
Deutschland circa 8.000 Unternehmens-
beteiligungen erfasst – die Bundesrepu
blik weist damit im EU-Vergleich mit Ab-
stand die meisten öffentlichen Unterneh-
men3 auf. Daneben haben insbesondere 
südeuropäische Staaten wie etwa Spa-
nien und Italien eine hohe Anzahl öffentli-
cher Beteiligungen. Nach Branchen stellen 
EU-weit Ver- und Entsorgungsunterneh-
men wie Energieversorger den größten 
Anteil. Große Vermögenspositionen lie-
gen zudem in öffentlichen Banken. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung öf-
fentlicher Unternehmen zeigt sich auch 
in der Anzahl ihrer Beschäftigten. Der 
Studie zufolge waren im Jahr 2015 EU-
weit rund vier Millionen Menschen in öf-
fentlichen Unternehmen angestellt, wo-
bei Lettland mit einem Anteil an der Ge-
samtbeschäftigung von knapp 8 Prozent 
die höchste Quote von Beschäftigten in 
öffentlichen Unternehmen hält. Auch 
Frankreich und Schweden haben einen 
vergleichsweise hohen Anteil von Be-
schäftigten in öffentlichen Unternehmen. 
Deutschland liegt mit circa 2,5 Prozent 
leicht über dem EU-Durchschnitt von etwa 
2 Prozent, Spanien und vor allem Groß
britannien rangieren hingegen darunter. 

Der größte Anteil von Unternehmen, an 
denen die öffentliche Hand beteiligt ist, 
befindet sich vollständig im Besitz des je-
weiligen Staats, in denen das Unterneh-
men ansässig ist und ist hauptsächlich 
national ausgerichtet und nicht börsen
notiert. Eine Ausnahme bildet Frankreich, 
das die meisten Beteiligungen an auslän-
dischen (öffentlichen) Unternehmen hält 

3	 Die Anzahl der erfassten Unternehmensbeteiligungen weicht deutlich 
von der Statistik des Bundesstatistikamtes ab, die 16.833 öffentliche 
Fonds, Einrichtungen und Unternehmen im Berichtsjahr 2016 aus-
weist (https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/
OeffentlicheFinanzenSteuern/OeffentlicheFinanzen/FondsEinrich
tungenUnternehmen/FondsEinrichtungenUnternehmen.html). Die 
Unterschiede ergeben sich vor allem dadurch, dass die dieser Studie 
zugrunde liegende ORBIS-Datenbank mit EU-weiten Vergleichsdaten 
zahlreiche kleine Unternehmen, die in Deutschland vor allem auf  
kommunaler Ebene existieren, nicht berücksichtigt.

und zudem viele strategische Minder-
heitsbeteiligungen an großen Unterneh-
men hat. Öffentliche Unternehmen in 
Deutschland sind dabei laut Studie das 
häufigste Ziel ausländischer Minderheits-
beteiligungen.

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit öf-
fentlicher Unternehmen ähnelt der privater 
Unternehmen bei vielen Indikatoren (etwa 
EBITDA-Marge oder Return on Assets4) 
stark. Die Analyse zeigt jedoch, dass vor 
allem öffentliche Unternehmen außer-
halb des Finanzsektors im Durchschnitt 
deutlich höhere Lohnkosten haben als 
privatwirtschaftliche Unternehmen. Die 
Eigenkapitalausstattung öffentlicher Un-
ternehmen ist dagegen oftmals besser als 
bei privatwirtschaftlichen Unternehmen. 

Unterschiedliche Modelle zur  
Infrastruktursteuerung bei nicht  
finanziellen Vermögenswerten
Bei den nicht finanziellen Vermögen zei-
gen sich große Wertunterschiede zwi-
schen den einzelnen EU-Staaten. Straßen 
und natürliche Ressourcen bilden insge-
samt die bedeutendsten Vermögenspo-
sitionen. In Deutschland stellen Liegen-
schaften (ohne Wohnungen; vor allem 
Grundstücke und öffentliche Gebäude) 

4	 EBITDA bezeichnet das Ergebnis vor Zinsen, Steuern und Abschrei-
bungen. Unter Return on Assets wird die Gesamtkapitalrentabilität 
verstanden, die sich aus dem Verhältnis von Jahresüberschuss und 
Zinsaufwand zum Gesamtkapital ergibt.

mit 624 Milliarden Euro die größte er-
fasste nicht finanzielle Vermögensart dar.
Bei der Steuerung der einzelnen unter-
suchten Infrastrukturbereiche zeigen sich 
viele Gemeinsamkeiten zwischen den EU-
Ländern, aber auch interessante Unter-
schiede. Zwei ausgewählte Sektoren, de-
ren Management in Deutschland derzeit 
stark diskutiert wird (Straßenverkehrs- 
infrastruktur) bzw. bei denen sich deutli-
che Unterschiede zwischen Deutschland 
und anderen EU-Staaten zeigen (Flughä-
fen), werden im Folgenden kurz skizziert.

Straßenverkehrsinfrastruktur
Mit einem Gesamtwert von 3,6 Billionen 
Euro macht die Straßenverkehrsinfra-
struktur den größten Anteil der in der  
Studie erfassten Sondervermögen aus. 
Straßen sind EU-weit fast vollständig in 
öffentlichem Eigentum. Dabei werden 
Autobahnen und große Verbindungs-
wege fast immer von den Zentralregie-
rungen verwaltet; regionale und lokale 
Straßen dagegen von lokalen Behörden. 
Lediglich in Belgien sind die Regionalre-
gierungen Eigentümer aller Straßen. Ein 
bedeutender Anteil der Autobahnen ist 
EU-weit mittlerweile mautpflichtig und 
wird mittels einer Konzessionsvergabe 
von privaten Unternehmen betrieben. 

Auch in Deutschland sind Autobahnen 
und Bundesfernstraßen in Bundesbesitz, 
Landesstraßen und lokale Verkehrswege 

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Publikation „Study on State Asset Management in the EU“, 2018

Abbildung 1: Im Rahmen der Studie erfasste staatliche Vermögenswerte der zehn  
EU-Staaten mit den größten Vermögenswerten
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dagegen sind Eigentum der Länder bzw. 
der Kommunen (sogenannte Straßen-
baulastträger). Die Verwaltung der Auto-
bahnen und Bundesstraßen ist als Bun-
desauftragsverwaltung dabei derzeit noch 
Ländersache, bis 2021 wird sie infolge 
der Grundgesetzänderung von Art. 905 
jedoch an eine Infrastrukturgesellschaft 
auf Bundesebene übergehen. Die Land-
straßen und kommunalen Straßen ver-
bleiben in der Verwaltung der Länder und 
Kommunen.

Flughäfen
Die meisten Flughäfen sind EU-weit im 
Eigentum der öffentlichen Hand. Bereits 
seit den 1980er Jahren werden aller-
dings zunehmend private Investoren ak-
tiv, die zum Teil auch die Verwaltung der 
Flughäfen übernehmen. Dieses Engage-
ment ist insbesondere in Großbritannien 
deutlich, wo 1986 mit der British Airports 
Authority auch die gesamte Infrastruktur 
der Flughäfen privatisiert wurde. Anhand 
einer Fallstudie des Flughafens Kopenha-
gen wird im Rahmen der Studie die 
schrittweise Privatisierung eines Flugha-
fens analysiert, der sich in der Folge bei 
steigender Profitabilität zum größten 
Skandinaviens entwickelt hat.6

Auch bei der Verwaltung der Flughäfen 
lassen sich verschiedene Ansätze beob-
achten. In Deutschland und Spanien so-
wie in einigen skandinavischen und balti-
schen Staaten werden die operativen 
Entscheidungen dezentral von unter-
schiedlichen öffentlichen Unternehmen 
als Betreiber der Flughäfen getroffen. In 
anderen Ländern, wie etwa Frankreich 

5	 Artikel 90 GG regelt Eigentum und Verwaltung der Bundesauto
bahnen und Bundestraßen.

6	 Vgl. https://ec.europa.eu/info/sites/info/files/economy-finance/dg_ 
ecfin_am_final_pillar_4_copenhagen_airp_20180312.pdf

und Schweden, erfolgen diese dagegen 
verstärkt zentral. Strategische Entschei-
dungen, zum Beispiel über Investitionen, 
trifft in den meisten Ländern die natio-
nale Regierung. In Deutschland sind hier 
regelmäßig die Bundesländer und die be-
troffenen Kommunen involviert. 

Insgesamt zeigt sich, dass die Flughäfen 
in der EU zunehmend in öffentlich-priva-
ten Partnerschaften oder auch von pri
vaten Unternehmen betrieben werden. 
Während bei operativen Entscheidungen 
also private Unternehmen involviert sind, 
verbleiben strategische Entscheidungen 
in der öffentlichen Hand.

Unternehmensbeteiligungen  
wurden reduziert – strategische  
Infrastrukturbereiche bleiben  
in öffentlicher Hand
In den meisten EU-Mitgliedstaaten gibt 
es keine übergreifende Investitionsstra-
tegie für staatliche Vermögen, sondern 
einzelne Investitionspläne für verschie-
dene Infrastrukturbereiche. Trotz einiger 
regionaler und sektoraler Unterschiede 
zeigte sich in den letzten 25 Jahren ein 
Trend zur Privatisierung öffentlicher Unter
nehmensanteile. Im Zeitraum von 1980 
bis 2014 wurden insgesamt Anteile im 
Wert von über einer Billion Euro veräu-
ßert. Lediglich Ungarn und Polen planen 
der Studie zufolge derzeit explizit eine 
Ausweitung ihrer Unternehmensbeteili-
gungen. Im Gegensatz dazu ist die öf-
fentliche Hand – mit Ausnahme der Flug-
häfen – EU-weit nach wie vor der Haupt-
investor in der großen Mehrzahl der 
untersuchten Infrastrukturbereiche. In ei-
nigen Mitgliedstaaten wächst allerdings 
die Bedeutung privater Investoren insbe-
sondere bei Liegenschaften und natür
lichen Ressourcen. 

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur 
werden der Studie zufolge EU-weit häu-
fig durch öffentlich-private Partnerschaf-
ten getätigt. Dies gilt insbesondere für 
Flughäfen. Vor allem beim Straßen- und 
Schienennetz sind Investitionen in zahl-
reichen Mitgliedstaaten jedoch nach wie 
vor der öffentlichen Hand vorbehalten. 
Auch in Deutschland werden Investitions-
entscheidungen in der Regel von den  
Eigentümern der entsprechenden Infra-
struktur getroffen, so im Falle der Flughä-
fen von den jeweiligen Betreibern, beim 
Schienennetz überwiegend zentral vom 
Bund und beim Straßennetz – je nach 
Straßentyp – von Bund, Ländern und 
Kommunen. Die Bundesregierung plant 
beispielsweise Infrastrukturinvestitionen 
in Bundesstraßen langfristig für einen 
Zeitraum von 10 bis 15 Jahren im Bun-
desverkehrswegeplan. 

Staatliches Vermögensregister  
für gezieltere Investitionsentschei­
dungen
Im EU-weiten Vergleich der Steuerungs-
modelle zeigt sich, dass die Zentralregie-
rungen die Kontrolle über strategische 
Entscheidungen für die meisten staatli-
chen Vermögenswerte bewahren. Dies 
gilt auch, wenn vielfach private oder kom-
munale Eigentümer involviert sind und 
das operative Management zunehmend 
dezentralisiert bzw. in öffentliche Unter-
nehmen ausgelagert wird. In Deutsch-
land sind aufgrund des föderalen Sys-
tems vielfach Länder und Kommunen in 
stärkerem Maße als im EU-Durchschnitt 
in Investitionsentscheidungen involviert. 
Zugleich ist die Beteiligung privater Ak-
teure in den untersuchten Vermögens
bereichen hier insgesamt weniger aus
geprägt als in zahlreichen anderen EU-
Ländern. 

Die Studie unterstreicht zudem die Not-
wendigkeit, die Transparenz über die 
Steuerung staatlicher Vermögenswerte 
und die Verfügbarkeit entsprechender 
Daten EU-weit zu erhöhen. Auch 
Deutschland sollte über den Ausbau ei-
nes staatlichen Vermögensregisters 
nachdenken, um die Datengrundlage und 
Steuerungsbasis bei Investitionsentschei-
dungen zu verbessern. 

Michael Plazek, Sören Gaum,  
Anna Hundehege

© 2019 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.



PUBLIC GOVERNANCE  Frühjahr 2019

21

Auf Kurven zur Zielerreichung

STANDPUNKT

Den Sprung zu einem aktiven Betei
ligungsmanagement (BTM) schaffte die 
Stadt Fürth im Jahr 2010, als die neu  
gewählte Stadtkämmerin, Dr. Stefanie 
Ammon, dies zur Chefsache machte. Die 
Neuausrichtung des BTM mündete in  
die vom Stadtrat im Januar 2012 be-
schlossene Public Corporate Governance 
(PCG-FÜ). Sie setzt insbesondere auf 
den Corporate Governance Kodex des 
Bundes auf, akzentuiert jedoch die Be-
deutung von Zielvereinbarungen für die 
städtische Beteiligungssteuerung.

Das Fürther Beteiligungsportfolio umfasst 
aktuell 30 Unternehmen mit insgesamt 
rund 3.500 Beschäftigten. Bei einem 
gleichzeitig schlank aufgestellten BTM 
(circa 1,4 Vollzeitstellen) bedarf es eines 
hohen Wirkungspotenzials der Control-
linginstrumente. Die alljährlichen Ziel

vereinbarungen haben daher einerseits 
die zentralen unternehmensspezifischen 
Steuerungsparameter abzubilden. Zum 
anderen muss die Grundkonstruktion je-
der Zielvereinbarung flexibel sein und 
sich quasi automatisch an Gegebenhei-
ten anpassen, die von der ursprünglichen 
Planung abweichen. Dieser Dynamik be-
gegnet das BTM unter anderem mit ei-
ner mathematisch-funktionalen Logik.

Mathematische Kurven bestimmen 
und visualisieren Ausschüttungen 
und Tantiemen
Abbildung 1 zeigt exemplarisch für eine 
Gewinnverwendung, wie die Zielverein-
barung aussehen kann, sofern keine Er-
gebnisabführungspflicht oder Gemein
nützigkeit vorliegt. Bis zum Punkt A wird 
der Jahresüberschuss der GmbH voll-
ständig ausgeschüttet. Danach tritt eine 

Formelsprache und dahinterstehende mathematische Modelle stoßen in der betrieblichen An-

wendung oft auf Vorbehalte – zu kompliziert, zu realitätsfern. In der Abstrahierung steckt aber  

die große Chance, Detailaspekte zu einer Globalbetrachtung zu verdichten. Das Beteiligungs

management der Stadt Fürth (130.000 Einwohner) hat den Praxistransfer gewagt und nutzt 

Differenzialrechnung und lineare Algebra bei Zielvereinbarungen und Tantieme-Modi für die 

städtischen Gesellschaften.

Mathematische Instrumente im Beteiligungsmanagement der Stadt Fürth

Christian Wolf

Beteiligungsmanager der Stadt Fürth

Abbildung 1: Modell für die Gewinnverwendung

Quelle: Stadt Fürth,  
Beteiligungsmanagement, 2019
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Sättigung ein, das heißt die „Grenzaus-
schüttung“ nimmt sukzessive ab. Im 
Punkt B wird noch die Hälfte des gesam-
ten Jahresüberschusses entnommen. 
Spiegelbildlich wächst die Thesaurierung 
nicht nur absolut, sondern mit einer Pro-
gression, was einen enormen Anreiz für 
die GmbH und ihre Selbstfinanzierung 
bedeutet. Die Sättigungskurve repräsen-
tiert in der Regel auch den in der Zielver-
einbarung definierten Korridor, den das 
Beteiligungsunternehmen erreichen soll.

Technisch ist die dunkelblaue Sättigungs-
kurve im gezeigten Beispiel der Aus-
schnitt eines Polynoms vierten Grades  
(y = ax4 + bx3 + cx2 + dx + e), wobei „x“ 
den Jahresüberschuss und „y“ die Aus-
schüttung darstellt. Für die mathemati-
sche Funktion dieses Polynoms sind die 
Werte seiner fünf Koeffizienten (a, b, c, d 
und e) zu errechnen. Man bestimmt dazu 
fünf Gleichungen, die einhergehen mit 
den Bedingungen, die die Kurve erfüllen 
soll. Hier sind es die Koordinaten der 
Punkte A (x1/y1) und B (x2/y2) plus die  
dortigen Tangentensteigungen (45 Grad 
bei A und 0 Grad bei B). Zu diesen vier 
Bedingungen gesellt sich eine fünfte, die 
Koordinaten des Punktes C, wo die Kur-
venkrümmung feinjustiert wird. Dadurch 
entsteht ein fünfteiliges lineares Glei-
chungssystem, das mit dem Gauß-Algo-
rithmus und einer Prüfroutine (zur Sicher-
stellung des konkaven Kurvenverlaufs) 
gelöst wird. Das klingt aufwendig, ist je-
doch mit DV-Tools (zum Beispiel Excel) 
automatisierbar und jedes Jahr mit gerin-
gem Zeitaufwand anzupassen.

Zielvereinbarungsmethodik  
langfristig tragfähig
Im Idealfall investiert man so nur einmal 
in die Konzeption einer unternehmensin-
dividuellen Zielvereinbarung. Es ist dabei 
von Vorteil, wenn das BTM den Entwurf 

der Zielvereinbarung selbst formuliert, 
sich im Vorfeld also eigenständig über-
legt, wie die Inhalte aussehen könnten. 
Im nächsten Schritt erfolgt die Bespre-
chung dieses „Rohmaterials“ mit den 
Geschäftsleitungen, wobei die Konsens-
findung unterschiedlich verläuft. Die 
erste Zielvereinbarung bedarf intensiver 
Diskussionen, zumal es eine Model
lierung zu finden gilt, die mehrere Jahre 
valide bleibt. Die dann jährliche Fort-
schreibung der Zielvereinbarung kann 
sich im einfachsten Fall auf eine Anpas-
sung der jahresspezifischen Zielwerte 
beschränken. Dies schließt aber nicht 
aus, dass auch bei den Fortschreibungen 
leidenschaftlich verhandelt wird. Der fi-
nale, auf Arbeitsebene geeinte Entwurf 
geht nun in das Aufsichtsgremium des Un-
ternehmens zur Vorberatung. Anschlie-
ßend wird jede Zielvereinbarung von der 
Stadtkämmerin in den Finanz- und Ver-
waltungsausschuss sowie den Stadtrat 
eingebracht. Dem Stadtratsvotum folgt 
ein Beschluss auf Unternehmensebene. 
All das passiert jährlich im Herbst und da-
mit im Vorfeld der Haushaltsberatungen 
(in der Regel Anfang Dezember), bei de-
nen auch die Wirtschaftspläne beschlos-
sen werden.

Dieses wiederkehrende Procedere dient 
überdies der Arbeitseffizienz, denn die 
Zielvereinbarungen definieren die Eck-
punkte der (erst danach fertiggestellten) 
Wirtschaftspläne. So kann sich das BTM 
bei der Durchsicht der Pläne darauf  
konzentrieren, ob die dortigen Eckwerte 
mit den Zielvereinbarungen harmonieren. 
Somit wird eine klare Trennung zwischen 
operativer und strategischer Steuerung 
gezogen, denn einzig mit Letzterer be-
fasst sich das BTM aktiv.

Ein konsequenter Folgeschritt ist der 
Brückenschlag von den Zielvereinbarun-

gen zu den Tantieme-Modi der Geschäfts-
leitungen. Idealerweise hat die Zielver-
einbarung eine Scharnierfunktion zu den 
feiner granulierten Spitzenkennzahlen 
des Unternehmens (beispielsweise der 
Return on Average Capital Employed – 
ROACE –, einer modifizierten Gesamt
kapitalrendite), die Gegenstand der Tan
tieme-Regelung sind. Auch hier arbeitet 
das BTM mit mathematischen Modellen 
wie in Abbildung 2. Innerhalb des Ziel
korridors stehen zwei Varianten zur Ver-
fügung: ein linearer Verlauf oder eine  
S-Kurve (Polynom dritten Grades) als 
qualifizierte Tantieme. Die S-Kurve eröff-
net – und das ist ihre psychologische  
Intention – eine verstärkte Motivation, in 
die obere Hälfte des Zielkorridors zu ge-
langen. Zudem bewirkt die S-Kurve 
sanfte Übergänge zu den Minimal- und 
Maximalwerten der Tantieme (x1/y1 und 
x2/y2 bei den Punkten A bzw. B in Ab
bildung 2), vermeidet also dortige Här-
ten. In den Anstellungsverträgen sind die 
mathematischen Formeln für die Tan
tieme-Berechnung abgebildet, was auf-
grund ihrer Komplexität durchaus zu Er-
läuterungsbedarf führen kann.

Fazit
Die bisherigen Erfahrungen zu den Ziel-
vereinbarungen sind positiv. Zwar existie-
ren noch nicht für alle Unternehmen Ziel-
vereinbarungen, aber mittelfristig wird es 
sie für sämtliche Eigengesellschaften, 
Kommunalunternehmen und Mehrheits-
beteiligungen geben. Derzeit dominieren 
in den Zielvereinbarungen allerdings wirt-
schaftliche Steuerungsgrößen. Es wurde 
aber bereits begonnen, die Zielvereinba-
rungen um qualitative Kriterien (beispiels-
weise Vermittlungsquoten bei Maßnah-
men zur Ausbildungs- oder Beschäfti-
gungsförderung) zu ergänzen, und dies 
soll zukünftig verstärkt werden. Eine He
rausforderung bleibt dabei die Messbar-
keit dessen, was die Beteiligungsunter-
nehmen im Hinblick auf nicht-finanzielle 
Aspekte wirklich selbst beeinflussen 
können.

Bei den Tantieme-Modi beginnt das BTM 
jetzt mit der wirtschaftlichen Evaluierung, 
ob das, was nach den (neuen) Anstel-
lungsverträgen nun rechtsverbindlich gilt, 
der konkret-individuellen Steuerungsin-
tention gerecht wird. 

Abbildung 2: Tantieme-Modell für die Kennzahl x (z.B. ROACE in Prozent, 
Return on Average Capital Employed)

x1 x2 

B

A Tniedrig

Thoch

Kennzahl-Zielkorridor

y2 Tsd. EUR 

y1 Tsd. EUR 

Lineare Tantieme  
(Tsd. EUR)

Qualifizierte Tantieme  
(Tsd. EUR)

Quelle: Stadt Fürth,  
Beteiligungsmanagement, 
2019

Tniedrig  Nachteil qual. Tantieme

   Thoch  Vorteil qual. Tantieme

A  Minimalwert der Tantieme

B  Maximalwert der Tantieme
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BGH: Vorstand haftet bei fehlender 
Aufsichtsratszustimmung 
Ein Vorstand muss vor Durchführung ei-
nes Geschäfts grundsätzlich die Zustim-
mung des Aufsichtsrats einholen, sofern 
die Satzung oder der Aufsichtsrat vorge-
ben, dass bestimmte Arten von Geschäf-
ten nur mit dessen Zustimmung erfolgen 
dürfen. Holt der Vorstand keinen Zustim-
mungsbeschluss des Aufsichtsrats ein, 
haftet der Vorstand. Dies hat der Bundes-
gerichtshof (BGH) mit seinem Urteil vom 
10.7.2018 (Az. II ZR 24/17) entschieden.
 
Laut BGH kann die Zustimmung nur 
durch ausdrücklichen Beschluss des  
Aufsichtsrats erteilt werden, die Ent-
scheidung des Aufsichtsratsvorsitzen-
den allein ist nicht zulässig. Dies gilt, so-
fern die Zustimmungsentscheidung nicht 
auf einen Ausschuss übertragen wird. 

Im verhandelten Fall wurde dem Vorstand 
einer kommunalen Aktiengesellschaft 
vorgeworfen, einen nach Gesellschafts-
satzung zustimmungsbedürftigen Vor-
gang nicht erneut dem Aufsichtsrat zur 
Zustimmung vorgelegt zu haben, nach-
dem von dem ursprünglich zugestimm-
ten Geschäftszuschnitt deutlich abgewi-
chen wurde. Die dann durchgeführten 
Maßnahmen, denen nicht nochmals zu-
gestimmt wurde, verursachten deutlich 
mehr Kosten, für die der Vorstand in Haf-
tung genommen wurde. Laut dem Vor-
stand hätte der Aufsichtsrat den Maß-
nahmen jedoch auch zu den geänderten 
Konditionen zugestimmt und die geän-
derte Vorgehensweise sei mit dem Ober-
bürgermeister der Stadt – und damit dem 
Alleinaktionär – abgestimmt gewesen. 
Der BGH urteilte hingegen, dass die In-
anspruchnahme des Vorstandsmitglieds 
auf Schadensersatz durch eine AG auf-
grund von Pflichtverletzung nicht deshalb 
rechtsmissbräuchlich sei, weil der Allein-
aktionär zuvor in das haftungsbegrün-
dende Geschäft eingewilligt hat. 

BGH präzisiert Vertretungsbefugnis 
des Aufsichtsrats
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit 
dem Urteil vom 20.3.2018 (II ZR 359/16) 

entschieden, dass der Aufsichtsrat die 
Gesellschaft auch im Gerichtsverfahren 
gegen von ihm beauftragte Sachverstän-
dige vertritt. Er hat damit klargestellt, 
dass ein „Gleichlauf zwischen Aufgaben-
wahrnehmung durch den Aufsichtsrat 
und dessen Vertretungszuständigkeit“ 
besteht. Dies bedeutet, dass der Auf-
sichtsrat die Gesellschaft auch bei Hilfs-
geschäften, die er zur Vorbereitung oder 
Durchführung seiner Aufgabenwahrneh-
mung gemäß § 111 Abs. 2 AktG beauf-
tragt, gerichtlich und außergerichtlich 
vertritt. Die gemäß § 112 S. 1 AktG vor-
geschriebene Regelung, dass der Auf-
sichtsrat die Gesellschaft abweichend 
gegenüber der üblichen Vertretungsbe-
fugnis des Vorstands gegenüber Vor-
standsmitgliedern vertritt, ist somit als 
nicht abschließend zu werten.

In dem verhandelten Fall hatte der Auf-
sichtsrat einer Aktiengesellschaft einer 
Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsge-
sellschaft einen Sonderprüfauftrag erteilt. 
Da es Streitigkeiten über das Honorar 
gab, verklagte die Beratungsgesellschaft 
die Aktiengesellschaft auf Zahlung des 
Honorars. In der Revision vor dem BGH 
war strittig, ob die AG im Prozess durch 
den Aufsichtsrat vertreten werden konnte. 
Der BGH hat dies bejaht. 

Studie: Aufsichtsrat bei Krisen­
kommunikation gefragt
In Krisensituationen könne sich der Auf-
sichtsrat nicht darauf zurückziehen, dass 
gemäß Aktienrecht der Vorstand das al-
leinige Sprachrohr nach außen sei. Stake-
holder wie etwa Investoren, Mitarbeiter 
und die Öffentlichkeit erwarteten in sol-
chen Fällen zunehmend auch vom Auf-
sichtsrat eine Bereitschaft zur Kommu
nikation. Dies sind die Kernergebnisse ei-
ner von der Rechtsanwaltskanzlei Noerr 
im November 2018 herausgegebenen 
Studie zur Rolle des Aufsichtsrats bör-
sennotierter Unternehmen in der Krisen-
kommunikation. 

Die Studie analysiert zum einen den ent-
sprechenden Rechtsrahmen und präsen-
tiert zum anderen Ergebnisse aus per-
sönlichen Gesprächen mit zwölf Auf-
sichtsratsvorsitzenden börsennotierter 
Unternehmen sowie eine Auswertung 
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von Presseinterviews, die Aufsichtsrats-
vorsitzende deutschen Medien in den 
Jahren 2016 und 2017 gegeben haben.

Den Studienautoren zufolge gibt es eine 
beträchtliche rechtliche Grauzone bei der 
Kommunikation von Aufsichtsratsmitglie-
dern. Auch der Deutsche Corporate 
Governance Kodex werde in diesem Be-
reich unterschiedlich ausgelegt. Zudem 
seien die Anforderungen an die persönli-
che Kommunikationsfähigkeit des Ma-
nagements und des Aufsichtsrats gestie-
gen, da sich insbesondere durch soziale 
Medien Kritik am Unternehmen sehr viel 
schneller als früher verbreiten und poten-
zieren könnte.

Die befragten Aufsichtsratsvorsitzenden 
gaben hingegen an, sich mit dem derzei-
tigen gesetzlichen Rahmen wohlzufüh-
len. Diejenigen, die grundsätzlich bereit 
waren, in Krisen zu kommunizieren, hiel-
ten dabei eine hinreichende kommunika-
tive und thematische Vorbereitung mit 
entsprechendem unternehmensinternen 
Austausch für notwendig. Sie erachteten 
es zudem nur für sinnvoll, öffentlich Stel-
lung zu nehmen, sofern sie sich in der 
Krise mit dem Vorstand einig seien.

Eine Zusammenfassung der Studie kann unter 
www.noerr.com im Bereich „News“ herunter-
geladen werden.  

Verwaltungsmodernisierung

Neue Instrumente zur Leistungs­
messung bei Ver- und Entsorgungs­
unternehmen noch wenig verbreitet
Laut einer aktuellen Studie sind 68 Pro-
zent der Befragten in der Ver- und Entsor-
gerbranche der Ansicht, dass die Bedeu-
tung von Performance Management- 
Instrumenten steigt. Dies ist ein Ergebnis 
der Untersuchung „Vergütungsbench-
mark Energie + Wasser + Entsorgung 
2018“, die das Beratungsunternehmen 
Kienbaum in Kooperation mit dem Ver-
band kommunaler Unternehmen (VKU) 
durchgeführt hat. Ausgewählte Ergeb-
nisse der kostenpflichtigen Studie wur-
den von der Zeitung für kommunale Wirt-
schaft (ZfK) veröffentlicht. 

Demnach wenden bislang jedoch erst  
15 Prozent der befragten Unternehmen 
in der Ver- und Entsorgerbranche moderne 
Performance Management-Instrumente 
wie etwa die agile Methode des OKR 
(Objectives and Key Results) an. Objecti-
ves sind dabei qualitative Ziele und Key 
Results stehen für quantitative Ergebnis-
kennzahlen. Der Fortschritt der OKRs 
werde in kurzen Zeiträumen – viertel- bis 
halbjährlich – erfasst. Noch weniger – nur 
etwa eines von zehn Unternehmen – set-
zen auf die systematisch dokumentierten 
„After Action Reviews“, im Rahmen de-
rer kurzfristig nach einem Projekt die  
erbrachte Leistung sowie Stärken und 
Schwächen besprochen werden. Domi-
nierend seien laut dem Vergütungs-
benchmark jedoch bei Ver- und Entsor-
gungsunternehmen nach wie vor lineare 
Erfassungen im Rahmen von Zielverein-
barungen und Leistungsbeurteilungen. 
Moderne Methoden der Leistungsmes-
sung – wie die zuvor genannten OKRs 
oder Action Reviews – richteten sich den 
Studienautoren zufolge nach den derzei-
tigen dynamischen Trends in der Digita
lisierung. Daher sei es nicht verwunder-
lich, dass gerade junge Unternehmen be-
reits vermehrt agile, zeitnahe und flexible 
Feedbacksysteme anwenden.

Viele Unternehmen verzichten der Studie 
zufolge noch immer auf die Wechselwir-
kung von Leistungserfassung und Ge-
haltsbestandteilen. Dieser agile Rhyth-
mus sei den Studienautoren zufolge je-
doch für viele Mitarbeiter wertvoll: Er 
fördere eine leistungsorientierte Unter-
nehmenskultur, die auf Entwicklungs
perspektiven und zeitnahem Austausch 
basiert.  

Digitalisierung

Studie: Entscheidungsautoma­
tisierung in Europa bereits stark 
verbreitet
Automatisierte Entscheidungen sind in 
Europa im Alltag angekommen. Wie 
diese finanziell gefördert, angewendet, 
politisch debattiert und kontrolliert wer-
den, unterscheidet sich allerdings stark. 
Dies sind die Kernergebnisse einer im Ja-

nuar 2019 veröffentlichten Studie der 
Bertelsmann Stiftung und der gemeinnüt
zigen Organisation AlgorithmWatch. Die 
Studie gibt anhand der EU-Ebene und auf 
Basis von 60 Anwendungsbeispielen aus 
zwölf großen EU-Ländern – unter ande-
rem Deutschland – einen umfassenden 
Überblick, welche regulatorischen Rah-
menbedingungen und Anwendungen 
derzeit zum Einsatz automatisierter Ent-
scheidungen in Europa bestehen. Zudem 
wird aufgezeigt, welche Gremien und  
Initiativen sich auf politischer und zivil
gesellschaftlicher Ebene mit Fragen der 
Automatisierung befassen. 

Auch zahlreiche Anwendungsbeispiele 
aus der öffentlichen Verwaltung stellt die 
Studie vor. Griechenland, Ungarn und 
Lettland testen demnach einen virtuellen 
Grenzposten, der durch automatisierte 
Interviews Falschangaben von Einreisen-
den aufdecken soll. In den Niederlanden 
soll ein Algorithmus dabei helfen, Sozial-
betrugsfälle zu identifizieren. In Polen 
werden der Studie zufolge Arbeitslose 
anhand von Daten, die mittels Fragebö-
gen erhoben wurden, kategorisiert und 
bestimmten Hilfsmaßnahmen zugeord-
net. In der schwedischen Stadt Trelle-
borg werden Anträge für Sozialleistun-
gen zum Teil vollautomatisch bearbeitet. 
Ein Beispiel aus Deutschland stellt unter 
anderem ein Projekt zur intelligenten  
Videoüberwachung in Mannheim dar. 
Mithilfe dieser Technik sollen beispiels-
weise Schlägereien automatisch erkannt 
und der Polizei gemeldet werden.

Die Studienautoren kritisieren, dass in 
zahlreichen EU-Ländern zwar entspre-
chende Systeme zur Entscheidungsauto-
matisierung in der Praxis verwendet wer-
den, eine politische Diskussion darüber 
aber trotz ihrer zum Teil weitreichenden 
Folgen nicht flächendeckend stattfände. 
In Frankreich sähe beispielsweise ein  
Gesetz vor, dass Algorithmen, die im 
Rahmen von Entscheidungsprozessen 
eingesetzt würden, offengelegt werden 
müssen, in der Praxis halte sich aber  
niemand daran. Die Studienautoren emp-
fehlen, dass neben einer europaweiten 
Standardsetzung für den Einsatz automa-
tisierter Entscheidungssysteme und ei-
ner größeren Bürgeraufklärung insbeson-
dere öffentliche Verwaltungen verstärkt 
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für den Umgang mit derartigen Syste-
men befähigt werden müssten.

Die Studie „ Automating Society – Taking Stock 
of Automated Decision-Making in the EU” ist  
in englischer Sprache unter www.bertelsmann-
stiftung.de verfügbar.  

Studie: 81 Prozent der Kommunen 
nicht für die E-Rechnung gerüstet
Ein Großteil der Kommunen ist noch weit 
davon entfernt, ihre Rechnungsprozesse 
gemäß E-Rechnungsverordnung bis April 
2020 vollständig zu digitalisieren. Bisher 
sei nur ein Fünftel der Kommunen in der 
Lage, Rechnungen elektronisch zu emp-
fangen und zu verarbeiten, wie eine Be-
fragung des Instituts ibi research der  
Universität Regensburg ergab. Bei der im 
Herbst 2018 durchgeführten Studie im 
Auftrag der Finanzdienstleister GiroSolu-
tion und giropay wurden 270 Kommunen 
und kommunale Institutionen befragt. 
Etwa die Hälfte der Teilnehmer – 43 Pro-
zent – haben mit der Umsetzung begon-
nen und sind zuversichtlich, die E-Rech-
nung bis 2020 umsetzen zu können. Da-
gegen seien 39 Prozent der Befragten 
noch nicht in der Lage, die E-Rechnung 
umzusetzen.

Der vollständig digitale Empfang soll laut 
dem 2013 verabschiedeten Gesetzesent-
wurf zum E-Government-Gesetz zu Effi-
zienzgewinnen, Kosteneinsparungen und 
einem verringerten Papierverbrauch füh-
ren. Jedoch gaben bei der Befragung 
zwei Drittel der Empfänger elektroni-
scher Rechnungen an, die E-Rechnungen 
zur Weiterverarbeitung weiterhin auszu-
drucken und die Daten manuell in das IT-
System der Behörde einzugeben. Aktuell 
stellen die Anpassung der Prozessab-
läufe und die oft noch fehlende Akzep-
tanz innerhalb der Behörde Herausforde-
rungen für die Befragten dar. 

Die Studie ist auf der Website des ibi research 
Instituts erhältlich (www.ibi.de).  

Zweifel an dem Zeitplan zur  
OZG-Umsetzung 
Gemäß dem seit August 2017 gültigen 
Onlinezugangsgesetz (OZG) sind Bund 
und Länder verpflichtet, ihre Verwal-

tungsportale zu einem Portalverbund zu 
verknüpfen. Bis 2022 soll die Digitalisie-
rung der Verwaltungsleistungen, die die 
Grundlage für den bundesweiten Portal-
verbund darstellt, abgeschlossen sein. 

Mit welchen Strategien sich die öffentli-
chen Verwaltungen diesen Herausforde-
rungen stellen, zeigt der Branchenkom-
pass Public Services 2018. Für die im 
Juni 2018 erschienene Studie im Auftrag 
des F.A.Z.-Instituts und von Sopra Steria 
Consulting wurden Entscheider aus 100 
deutschen Bundes-, Landes- und Kom-
munalverwaltungen befragt. Die Hälfte 
der Entscheider der öffentlichen Verwal-
tungen sieht demnach den Zeitplan für 
die OZG-Umsetzung kritisch und zweifelt 
daran, dass der Termin gehalten werden 
kann. Bislang sei der elektronische Zu-
gang zur Verwaltung nur bei gut einem 
Drittel (34 Prozent) größtenteils oder voll-
ständig möglich. Die elektronische Ver-
gabe wurde dagegen bereits bei fast der 
Hälfte der Verwaltungen (47 Prozent) 
umgesetzt. 

Dringender Handlungsbedarf bestehe 
laut der Befragung in Bezug auf Effizienz-
verbesserungen in der Verwaltung auf-
grund der demografischen Entwicklung 
und des drohenden Fachkräftemangels. 
Die am häufigsten genannten Maßnah-
men bis 2020 für mehr Effizienz sind die 
Integration verschiedener Fachverfahren 
und die Automatisierung von Schnittstel-
len. An zweiter Stelle stehen Projekte zur 
IT-Konsolidierung und zur Bündelung von 
IT-Leistungen. Weitere wichtige Maß-
nahmen seien darüber hinaus die Einfüh-
rung bzw. der Ausbau von Prozessma-
nagement und Prozessautomation. Die 
wichtigste geplante Investition bis 2020 
ist demnach für über ein Drittel (38 Pro-
zent) die automatische Vorgangsbearbei-
tung sowie die E-Akte. Open Govern-
ment sowie Mobile Government folgen 
auf den Plätzen zwei und drei der geplan-
ten Investitionen (mit 37 bzw. 33 Pro-
zent). Investitionen in Zukunftstechno
logien wie KI oder Blockchain sind nur 
von einem geringen Teil der Verwaltun-
gen geplant (16 Prozent bzw. 7 Prozent), 
wenngleich fast die Hälfte der Entschei-
der erwartet, dass beide Technologien 
für Verbesserung im Verwaltungshan-
deln sorgen werden. 

Der Branchenkompass ist kostenpflichtig unter 
www.soprasteria.de erhältlich.  

Nur jeder fünfte Städter versteht 
Konzept der Smart City
Obwohl es unter deutschen Stadtbe-
wohnern eine große Bereitschaft für die 
Nutzung von Smart City-Angeboten gibt, 
besitzen die meisten momentan kein 
nennenswertes Verständnis des Kon-
zepts. Das zeigt eine im September 2018 
veröffentlichte deutschlandweite Online-
befragung des Marktforschungsinstituts 
Splendid Research unter 1.522 Stadtbe-
wohnern. Gemäß den Umfrageergebnis-
sen geben nur 17 Prozent der Teilnehmer 
an, das Konzept Smart City erklären zu 
können. Hingegen nutzen auf Nachfrage 
bereits 74 Prozent bestehende Smart-
City-Angebote, weitere 13 Prozent haben 
Interesse daran. 

Auch in konkreten Beispielen spiegelt 
sich dieser Widerspruch wider. Öffent
liches WLAN gilt der Befragung zufolge 
als das derzeit populärste Smart City-An-
gebot, wird jedoch nur von wenigen als 
ein solches interpretiert. Apps zur Re-
cherche von Haltestellen und ÖPNV-
Fahrzeiten finden sich auf Platz zwei im 
Popularitätsranking. 

Für zukünftige Entwicklungen sehen 
Stadtbewohner digitale Behördengänge 
und „Smart Waste“ – ein intelligentes 
Abfallentsorgungssystem, bei dem Sen-
soren den Abfallbestand der Müllcon
tainer anzeigen und die Fahrtrouten der  
Entsorgungsfahrzeuge automatisch an-
gepasst werden – als die Erfolg verspre-
chendsten Konzepte. Die Befragten wün-
schen sich von Smart-City-Angeboten 
entsprechend eine Vereinfachung von 
bislang noch zeitaufwendigen Alltags
aktivitäten und eine Schonung von Um-
welt und Ressourcen. 

Allerdings sorgen sich 55 Prozent der  
Befragten um das Thema Datenschutz  
in der Smart City und befürchten, dass 
persönliche Angaben weitläufig gespei-
chert werden. 

Mehr Informationen zur kostenpflichtigen Studie 
„Smart City Monitor 2018“ unter www.splen-
did-research.com/de/smart-city.html  
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den Bereichen ÖPNV, Energie oder Was-
ser und Abwasser sowie bei der Stadtrei-
nigung. Zudem wird ihr Einsatz anhand 
von zahlreichen Praxisbeispielen wie Mo-
bilitätsplattformen im ÖPNV oder intelli-
genten Papierkörben beschrieben. 

Neben Fördermöglichkeiten und Finan-
zierungsinstrumenten werden auch mög-
liche innovative Ausschreibungsverfah-
ren bei der Beschaffung digitaler Techno-
logien beleuchtet. So wird unter anderem 
das Instrument des wettbewerblichen 
Dialogs anhand des Praxisbeispiels von 
Abfall- und Wertstoffbehältern erläutert.

Die Publikation „Eine Orientierungshilfe zu 
Technologien, Finanzierung und Beschaffung“ 
ist auf der Website des Bundeswirtschafts
ministeriums www.bmwi.de verfügbar.  

Öffentliche Finanzwirtschaft

Bundesbank regt höheres  
Pensionsalter für Beamte an
Zwar habe sich die Lage der Länderfinan-
zen insgesamt deutlich verbessert, doch 
die Verschuldung der einzelnen Bundes-
länder habe sich im Laufe des letzten 
Jahrzehnts immer weiter auseinander-
entwickelt. Dies teilte die Deutsche Bun-
desbank in ihrem Monatsbericht Oktober 
2018 mit. In Bremen ist die Pro-Kopf- 
Verschuldung demnach circa dreieinhalb 
Mal so hoch wie der bundesweite Durch-
schnitt. 

Eine besondere Belastung für viele Bun-
desländer sind, so die Bundesbank, die 
weiter steigenden Pensionsausgaben. 
So hätten sich die Ausgaben der Länder 
für pensionierte Beamtinnen und Beam-
ten seit 2007 um 5,5 Prozent pro Jahr er-
höht, da deren Zahl stark zunahm. Daher 
schlussfolgert die Bundesbank, dass es 
naheliegend sei, „das Pensionsalter mit 
der steigenden Lebenserwartung künftig 
sukzessive weiter anzuheben“. 

Laut Bundesbank könnten die vorhan
denen Pensionsrücklagen den weiter er-
warteten Anstieg der Pensionsausgaben 
nicht auffangen. Dabei stellt die Zentral-
bank auch fest, dass sich der Umfang  

„Panama Papers“. Laut hessischem Fi-
nanzminister würden die Erfolge im 
Kampf gegen Steuerkriminalität in seinem 
Bundesland deutschlandweit beachtet. 
Aufgrund der in Hessen vorhandenen  
Expertise, Fachleute und technischen  
Fähigkeiten sei das Bundeskriminalamt 
auf Hessen zugekommen, um die steuer
liche Auswertung der Panama Papers zu 
übernehmen. 

Bei der Auswertung der Dokumente 
werde der Einsatz künstlicher Intelligenz 
bereits erfolgreich praktiziert, so ein 
Sprecher des Hessischen Finanzministe-
riums gegenüber der FAZ. Die alleinige 
Sichtung durch Ermittler sei aufgrund der 
enormen Datenmengen kaum möglich. 
Bei Anwendung von künstlicher Intelli-
genz lerne der Computer dagegen auf 
Basis der bereits durch menschliche Er-
mittler erarbeiteten Ergebnisse. So wer-
den sowohl Treffer als auch Fehltreffer 
eingespeist. Je mehr, desto aussagekräf-
tiger und qualitativ hochwertiger sei das 
erwartete Ergebnis der elektronischen 
Vorsichtung, so der Sprecher in der FAZ. 
Steuer- und steuerstrafrechtlich rele-
vante Zahlenkolonnen könnten auf diese 
Weise auf den wesentlichen Kern redu-
ziert werden. Die KI konnte bei der Aus-
wertung von numerischen Daten zu einer 
deutlichen Effizienzsteigerung beitragen. 
Zum weiteren Ausbau der Expertise und 
zur Verbesserung der Ausbildung von 
Steuerfahndern sei ab 2019 auch ein dua-
les Studium in Kooperation mit der Uni-
versität Kassel in Planung. 

Kommunale Digital-Angebote  
besser umsetzen 
In kleinen und mittleren Kommunen fehle 
es oft an Ressourcen, um die Digitalisie-
rung erfolgreich zu gestalten, so das Bun-
deswirtschaftsministerium. Um alle 
kommunalen Aufgabenfelder fit für die 
Zukunft zu machen, griffen Themen wie 
der Breitbandausbau und die Förderung 
von Start-ups zudem zu kurz. Die vom 
Bundeswirtschaftsministerium herausge-
gebene Orientierungshilfe „Digitale Ser-
vices in Kommunen“ soll Letztere daher 
bei der Einführung digitaler Technologien 
unterstützen. Am Beispiel kommunaler 
Aufgabenfelder werden verschiedene di-
gitale Technologien vorgestellt – etwa in 

Thüringen: Bürgerdaten in der 
Blockchain verwalten
Das Thüringer Finanzministerium und die 
Bundesdruckerei haben im Dezember 
2018 ein auf der Blockchain-Technologie 
basierendes Konzept zum sicheren Iden-
titäts- und Rechtemanagement von Bür-
gerdaten vorgestellt. 

In einer Testumgebung können Thürin-
ger Bürger seit einigen Monaten zum Bei-
spiel eine Geburtsurkunde, Kindergeld 
und einen Kita-Platz beantragen, einen 
Termin beim Kinderarzt vereinbaren so-
wie ein Bankkonto eröffnen. Der Bürger 
als Eigentümer dieses Bürgerkontos – 
der sogenannten Life-Chain – habe dabei 
die Kontrolle über die eigenen digitalen 
Informationen und Berechtigungen, etwa 
den Zugriff auf bestimmte Dokumente. 
Ebenso können Zugriffsbefugnisse von 
Bürgern an andere weitergegeben oder 
wieder entzogen werden. Auf Basis der 
Blockchain-Technologie könne das Ertei-
len sowie das Entziehen und Delegieren 
von Rechten transparent, nachvollzieh-
bar und sicher gestaltet und abgebildet 
werden. 

Laut dem Thüringer CIO (Beauftragter für 
E-Government und Informationstechnik) 
hätten Thüringer Nutzer das Life-Chain-
Bürgerkonto bereits angenommen. Er 
hoffe daher auf eine öffentliche und fach-
gerechte Diskussion zum Identitätsma-
nagement.

Informationen zur Technologie der Life-Chain 
liefert die Publikation „Vom allmächtigen  
Administrator zum selbstbestimmten Nutzer“ 
der Bundesdruckerei unter  
www.bundesdruckerei.de/de/whitepaper. 

Land Hessen: Künstliche Intelligenz 
in der Steuerfahndung
Hessische Steuerfahnder werden seit 
Kurzem durch künstliche Intelligenz (KI) 
unterstützt. Das Finanzamt II in Kassel 
sei für den Einsatz von KI zentral zustän-
dig, kommentierte ein Sprecher des Hes-
sischen Finanzministeriums gegenüber 
der Deutschen Presse-Agentur. Auch die 
FAZ berichtete über die innovative Fahn-
dungsmethodik. Der Fokus läge zurzeit 
unter anderem auf der Auswertung der 
mehrere Millionen Daten umfassenden 
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Emissionsvolumen der Anleihe in Höhe 
von 200 Millionen Euro verteilt sich auf 
die Städte Essen (27,5 Prozent), Saar
brücken (27,5 Prozent), Bochum (25 Pro-
zent), Emden (12,5 Prozent) und Celle 
(7,5 Prozent). Bei Banken, Sparkassen 
und Fonds im In- und Ausland stieß  
die Transaktion nach Aussage der Stadt  
Bochum auf eine sehr hohe Nachfrage 
und war deutlich überzeichnet.

Es handelt sich dabei um eine festver-
zinsliche Anleihe mit einer Laufzeit von 
zehn Jahren und einem jährlichen Kupon 
von 1,0 Prozent. Die Anleihe wird an den 
Börsen in Düsseldorf und Hannover ge-
handelt. 

Haushalts- und  
Rechnungswesen

Weltweit steigende Nutzung der 
kaufmännischen Rechnungslegung 
Laut aktuellem International Public Sec-
tor Financial Accountability Index Report 
2018 der internationalen Wirtschafts
prüfervereinigungen IFAC und CIPFA 
wenden ein Viertel der 150 betrachteten  
Staaten die Rechnungslegung Accrual 
Accounting (Doppik) an, gleichzeitig be-
fänden sich 45 Prozent in der Umstellung 
darauf und 30 Prozent nützten weiterhin 
Cash Accounting (Kameralistik). 

Die Autoren erwarten bis zum Jahr 2023 
einen Anstieg von bisher 37 auf 98 natio-
nale Verwaltungen, die kaufmännische 
Rechnungslegung anwenden. Von diesen 
würden wiederum 73 Prozent die Inter-
national Public Sector Accounting Stan-
dards (IPSAS) direkt, indirekt oder als  
Referenz nutzen. Der prognostizierte An-
stieg sei vor allem Ländern aus Asien, 
Afrika, Lateinamerika und der Karibik zu 
verdanken. 

Auch die EU-Kommission ist derzeit be-
müht, eine harmonisierte Umstellung  
auf Accrual Accounting mithilfe der  
European Public Sector Accounting  
Standards (EPSAS) zu entwickeln, um 
Transparenz in der Haushaltsführung der 
Mitgliedstaaten zu fördern und Schulden-
krisen zu vermeiden. 

sowohl der Belastung als auch der Vor-
sorge von Land zu Land unterscheide. 
Sie empfiehlt daher eine regelmäßige, 
transparente und harmonisierte Bericht-
erstattung der Bundesländer zur jewei
ligen Situation der Pensionslasten. 

Der Monatsbericht Oktober 2018 kann unter 
www.bundesbank.de heruntergeladen werden. 

Länder uneins: Was sind „finanz­
schwache“ Kommunen?
Das Kommunalinvestitionsförderungsge-
setz stellt Bundesmittel zur Bekämpfung 
des Investitionsstaus in besonders struk-
tur- und finanzschwachen Kommunen 
bereit. Vor dem Hintergrund dieses Ge-
setzes untersucht ein aktueller Fachbei-
trag von Rene Geißler, zuständig für den 
Bereich Kommunale Finanzen bei der 
Bertelsmann Stiftung, in der Zeitschrift 
für Kommunalfinanzen die länderspezifi-
schen Definitionen des Begriffs „finanz-
schwache Kommune“. Das Ergebnis 
zeigt, dass für die Ermittlung einer „fi-
nanzschwachen Kommune“ unter den 
16 Bundesländern zwölf unterschiedli-
che Varianten mit elf verschiedenen Indi-
katoren herangezogen werden.

Mit dem Kommunalinvestitionsförde-
rungsgesetz hat die Bundesregierung im 
Jahr 2015 eine finanzielle Offensive ge-
gen den kommunalen Investitionsstau 
gestartet. In den Jahren 2015 und 2017 
stellte der Bund jeweils 3,5 Milliarden 
Euro zur Verfügung. Die Gelder verteilte 
der Bund auf die Länder, die sie an  
die finanzschwachen Kommunen weiter
reichten. Damit entstand für die Länder 
die Herausforderung, die „finanzschwa-
chen“ und damit förderungswürdigen 
Kommunen zu identifizieren. 

Gemäß der Untersuchung variieren die 
unterschiedlichen Ansätze stark: Wäh-
rend einige Länder mit den kommunalen 
Schlüsselzuweisungen nur einen Indika-
tor zur Ermittlung der „Finanzschwäche“ 
heranzogen, habe das Saarland gleich 
drei gewichtete Indikatoren berücksich-
tigt. Zu den Indikatoren, die von mehreren 
Ländern verwendet wurden, zählten die 
Steuereinnahmen, Haushaltssicherungs-
konzepte und die Arbeitslosigkeit. Die 
Länder mussten jedoch nicht nur die „Fi-

nanzschwäche“ feststellen, sondern auch 
Verfahren zur Verteilung der Mittel unter 
diesen förderfähigen Kommunen definie-
ren. Auch hier konnte der Autor zwölf 
verschiedene Verfahren feststellen, wo-
bei die Einwohnerzahl als Verteilkriterium 
besonders häufig Verwendung fand. 

IWF-Sonderbericht: Deutschland 
lebt über seine Verhältnisse
Nach Berechnungen des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) gehören die deut-
schen Staatsfinanzen im weltweiten Ver-
gleich zwischen 31 Industrienationen, 
die rund 60 Prozent der weltweiten Wirt-
schaftsleistung abdecken, zu den am we
nigsten nachhaltigen. Schlechter schnit
ten unter anderem El Salvador, Österreich 
und Großbritannien ab. Dabei beurteilt 
die Organisation die finanzielle Lage der 
untersuchten Staaten nicht wie üblich al-
lein anhand der Bruttoverschuldung des 
Staates nach Maastricht-Kriterien, die 
derzeit bei 61 Prozent der Wirtschafts-
leistung liegt. Mit einer neuen Rechen-
methode stellt der IWF den staatlichen 
Verbindlichkeiten (inklusive Pensionsver-
pflichtungen) das Staatsvermögen ge-
genüber. Dieser Aufrechnung zufolge 
liegt das Nettovermögen des deutschen 
Staates im Jahr 2016 bei minus 19,6 Pro-
zent seines BIP. Das Staatsvermögen 
setzt sich dabei zusammen aus dem Fi-
nanzvermögen in Höhe von 145 Prozent 
des BIP sowie aus nicht finanziellen Ver-
mögenswerten, die Gebäude, Infrastruk-
tur, Land, natürliche Rohstoffe und 
Staatsunternehmen beinhalten und bei 
64 Prozent des BIP liegen. 

Die Studienautoren weisen allerdings da-
rauf hin, dass die Analyse insbesondere 
aufgrund der unterschiedlichen Daten-
qualität der verglichenen Staatsbilanzen 
Limitationen aufweist.

Der Sonderbericht „Managing public wealth“ 
kann unter www.imf.org unter „publications / 
eLibrary“ heruntergeladen werden. 

Bundesländerübergreifende Städte­
anleihe am Kapitalmarkt platziert
Im Dezember 2018 wurde erstmalig  
von fünf Städten aus drei Bundesländern 
eine gemeinsame Anleihe emittiert. Das 
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Der Index Report ist auf folgender Internetseite 
zu finden: www.ifac.org 

Kommunale Doppik in  
Nordrhein-Westfalen erlaubt  
künftig mehr Spielraum
Am 18.12.2018 hat der Landtag in Nord-
rhein-Westfalen das „2. NKF-Weiter
entwicklungsgesetz“ beschlossen, das 
weitgehende Änderungen in der kommu-
nalen Haushaltswirtschaft beinhaltet. Ab 
dem 1.1.2019 können Kommunen unter 
anderem beispielsweise von der Aufstel-
lung eines Gesamtabschlusses absehen, 
sofern sie bestimmte größenabhängige 
Merkmale erfüllen. Hierzu kann etwa die 
Tatsache herangezogen werden, dass 
die Bilanzsummen in den Bilanzen der 
Gemeinde und der einzubeziehenden 
verselbstständigten Aufgabenbereiche 
nicht mehr als 1,5 Milliarden Euro betra-
gen. Sofern eine Gemeinde von der grö-
ßenabhängigen Befreiung im Zusam-
menhang mit der Erstellung eines Ge-
samtabschlusses Gebrauch macht – so 
der Wortlaut des Gesetzes –, sei ein Be-
teiligungsbericht zu erstellen. Zur Aufho-
lung des Rückstands noch nicht erstellter 
Gesamtabschlüsse verlängert das Ge-
setz nochmals die Frist, nunmehr bis zu 
sechs noch nicht geprüfte Gesamtab-
schlüsse der Vorjahre gemeinsam mit 
dem Gesamtabschluss zum 31.12.2018 
zu veröffentlichen. 

Für die Bewertung von Vermögensge-
genständen wird das bisher geltende 
Vorsichtsprinzip nach dem Vorbild des 
HGB durch eine „wirklichkeitsgetreue“ 
Bewertung ersetzt. Dies würde bedeu-
ten, dass Vermögenswerte künftig auch 
die Anschaffungskosten übersteigen 
könnten. Zudem ist es bei der Haushalts-
planung fortan möglich, zum Haushalts-
ausgleich eine pauschale Kürzung von 
Aufwendungen – den „globalen Minder-
aufwand“ – anzusetzen, solange dieser 
ein Prozent der ordentlichen Aufwendun-
gen nicht übersteigt. Zudem sieht das 
Gesetz erweiterte Möglichkeiten vor, 
Jahresüberschüsse in die Ausgleichs-
rücklage einzustellen. Damit wäre gegen-
über der allgemeinen Rücklage eine Er-
leichterung der Inanspruchnahme dieser 
Ergebnisvorträge verbunden. 

Nach Ansicht der Landesregierung soll 
das Gesetz „die kommunale Investitions-
fähigkeit in die Erneuerung des Anlage-
vermögens“ sowie „die Fähigkeit zum 
Haushaltsausgleich“ stärken. Die Weiter-
entwicklung des handelsrechtlichen Vor-
sichtsprinzips zu einem Wirklichkeitsprin-
zip trage „den Besonderheiten der öf-
fentlichen Verwaltung Rechnung“. Nach 
Meinung der oppositionellen SPD im Vor-
feld der Verabschiedung legitimierten die 
neuen Regelungen hingegen „buchhalte-
rische Tricksereien“ und würden dazu 
führen, „die nach wie vor bestehenden 
strukturellen Probleme in vielen kommu-
nalen Haushalten zu verschleiern“. 

Das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
kritisierte in einem Schreiben an das  
zuständige Heimatministerium bereits im 
August 2018 unter anderem die Abkehr 
vom handelsrechtlichen Vorsichtsprinzip 
durch die Einführung des sogenannten 
Wirklichkeitsprinzips. Damit, so die Fach-
organisation, würden die mit der NKF-
Einführung verfolgten Ziele „ausgehe-
belt“. So werde weder die Vermö- 
genslage noch die Ertragslage einer Ge-
meinde vollständig und zutreffend dar
gestellt. Mit der neuen Regelung, die 
zudem der Haltung des Bundes in der 
EPSAS-Debatte auf europäischer Ebene 
widerspreche, werde ein etablierter han-
delsrechtlicher Grundsatz, der sich seit 
über hundert Jahren in der Bilanzierung 
bewährt habe, über Bord geworfen. 

Kommunen „im Blindflug“:  
Vorteile der Doppik in Sachsen 
kaum genutzt
Viele Kommunen in Sachsen hätten of-
fenbar Schwierigkeiten mit der Doppik, 
wie der Sächsische Rechnungshof in sei-
nem Jahresbericht 2018 feststellt. Auch 
zehn Jahre nach Einführung der doppel-
ten Buchführung verfüge ein Teil der 
Städte und Gemeinden über keine be-
lastbaren Abschlüsse. Für 120 Kommu-
nen und Zweckverbände (etwa 22 Pro-
zent) lägen keine Eröffnungsbilanzen vor – 
das heißt, sie arbeiten bislang noch nicht 
nach der neuen Haushalts- und Rech-
nungsführung, wie der Rechnungshof-
präsident bei der Vorstellung des Jah-
resberichts monierte. Für 2016 hätte nur 
ein Zehntel der Kommunen fristgerecht 

einen Jahresabschluss vorgelegt. We-
sentliche Finanzentscheidungen erfolg-
ten lediglich auf Basis fortgeschriebener 
Plandaten, Kommunen seien somit quasi 
„im Blindflug“ unterwegs. 

Die kaufmännische Rechnungslegung 
(Doppik), die auf den Verbrauch von Res-
sourcen bezogen ist, soll eigentlich eine 
größere Transparenz und bessere Steu
erungsmöglichkeiten durch qualifizierte 
Bereitstellung von Informationen bewir-
ken. Wende eine Kommune dieses Sys-
tem nicht an, habe sie praktisch keinen 
Überblick über ihre tatsächliche finan
zielle Situation. Sanktionsmöglichkeiten 
durch die Rechtsaufsichtsbehörde gäbe 
es zwar, würden aber zu wenig genutzt, 
so der Rechnungshofpräsident. Zu häufig 
gebe es Ausnahmegenehmigungen. Eine 
geordnete Haushaltswirtschaft sei somit 
gefährdet. 

ÖFA: Überarbeitung der Formulie­
rungsempfehlungen für  
Bestätigungsvermerke bei Eigen­
betrieben und Gemeinden
Im Nachgang zur Finanzmarktregulie-
rungsreform hat sich die EU-Kommission 
mit einer Stärkung der Abschlussprüfung 
befasst und vor zwei Jahren zunächst  
für Unternehmen von öffentlichem In
teresse (kapitalmarktorientierte Unter-
nehmen, Kreditinstitute und Versiche-
rungsunternehmen) die Berichterstat-
tung im Bestätigungsvermerk erweitert. 
Seit 1.1.2019 sind auch Unternehmen 
von nicht öffentlichem Interesse von den 
Neuregelungen erfasst.

Der Fachausschuss für öffentliche Unter-
nehmen und Verwaltungen (ÖFA) im Ins-
titut der Wirtschaftsprüfer (IDW) hat  
daher die bisherigen Formulierungsemp-
fehlungen für Eigenbetriebe (IDW PH 
9.400.3) und Gemeinden (IDW PS 730) 
aufgehoben und neue Musterempfeh-
lungen entwickelt, die allerdings ange-
sichts des unterschiedlichen Landes-
rechts anzupassen sind. 

Der ÖFA gibt folgende wesentliche Hin-
weise:
–– Im Bestätigungsvermerk ist das an

zuwendende Regelwerk der Rech-
nungslegung konkret zu bezeichnen. 
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876.000 Asylanträge bewilligt worden. 
Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie 
der Stiftung Mercator von Oktober 2018, 
die den Stand der Koordination von Bund, 
Ländern und Kommunen im Migrations- 
und Integrationsmanagement aus ver-
waltungswissenschaftlicher und staats-
rechtlicher Sicht untersucht. Basierend 
auf 70 Expertengesprächen sowie einer 
Auswertung von Primär- und Sekundär-
quellen aus zehn Bundesländern werden 
Handlungsempfehlungen im Hinblick auf 
die Verteilung der Zuständigkeiten im  
föderalen System formuliert.

Im Integrationsmanagement fordern die 
Autoren eine stärkere Rolle und bessere 
Koordinierung der Länder und Kommu-
nen bei der Erstberatung von Geflüchte-
ten in Kooperation mit den Jugendmigra-
tionsdiensten und den Jobcentern. So 
könnten der Aufbau eines kommunalen 
Fallmanagements, übergreifende Förder-
portale und One-Stop-Shops – also die 
Möglichkeit, alle bürokratischen Schritte 
an einer einzigen Stelle durchzuführen – 
zu Effizienzgewinnen beitragen. 

Der Bund solle keine Ausweitung seiner 
Kompetenzen in der Integration von Ge-
flüchteten anstreben, sondern sich auf 
die Qualitätssicherung bei den Asylver-
fahren konzentrieren, zum Beispiel durch 
einen unabhängigen Beauftragten für 
das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF). Die ständige Aktualisie-
rung des Ausländerzentralregisters (AZR) 
und die Ergänzung der digitalen Auslän-
derakte um biometrische Daten seien 
wichtige Voraussetzungen für eine flä-
chendeckende Nutzung und damit einen 
besseren Datenaustausch zwischen den 
Behörden. Aus rechtlicher Sicht fordern 
die Autoren eine punktuelle Reform des 
Asylprozessrechts, um die Verfahren zu 
beschleunigen.

Der Studienbericht „Bessere Verwaltung in  
der Migrations- und Integrationspolitik – eine 
Aufgabe für Bund, Länder und Kommunen“  
ist auf der Website der Stiftung Mercator zu  
finden (www.stiftung-mercator.de). Koautorin 
der Studie ist Prof. Dr. Sabine Kuhlmann, Bei-
ratsmitglied des Instituts für den öffentlichen 
Sektor. 

Bei Eigenbetrieben sind neben der  
jeweiligen Eigenbetriebsverordnung, 
bei Gemeinden neben der jeweiligen 
Gemeindehaushaltsverordnung gege-
benenfalls weitere Rechnungslegungs-
vorschriften zu benennen. Dagegen 
wird die Einhaltung der rechnungsle-
gungsbezogenen Bestimmungen der 
Satzung nicht mehr in den Bestäti-
gungsvermerk aufgenommen.

–– Im Bestätigungsvermerk wird unter 
der Rubrik Verantwortung für den Ab-
schluss nun auch das Gremium be-
nannt, das für die Überwachung des 
Rechnungslegungsprozesses zur Auf-
stellung des Abschlusses verantwort-
lich ist. Bei gesplitteter Verantwortung 
sind die Gremien, die zusammen die 
Verantwortung tragen, gemeinsam im 
Bestätigungsvermerk zu nennen. 

Darüber hinaus hat der ÖFA im Muster 
für Eigenbetriebe Ausführungen zur Fort-
führung der Unternehmenstätigkeit im 
Wortlaut übernommen. Demnach sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verant-
wortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs 
zur Fortführung der Unternehmenstätig-
keit zu beurteilen. Mangels Insolvenzfä-
higkeit von Gemeinden beschränkt sich 
im Muster für Gemeinden die Verantwor-
tung auf eine Beurteilung der Fähigkeit 
einer stetigen Aufgabenerfüllung. 

ÖPNV

Digitalisierung des Nahverkehrs: 
Großes Potenzial, fehlende Strategie
Die Digitalisierung biete großes Poten-
zial, die Attraktivität des öffentlichen  
Personennahverkehrs (ÖPNV) für die 
Kunden zu steigern. Bisher fehle es für 
die Umsetzung jedoch an einer klaren 
Strategie. Bei einer qualitativen Umfrage 
unter Vertretern von Verkehrsunterneh-
men, Verbänden und weiteren Multipli
katoren gaben knapp zwei Drittel der  
Teilnehmer an, der ÖPNV hinke im Be-
reich Digitalisierung anderen Branchen 
hinterher. 

Während 80 Prozent der Befragten die 
Digitalisierung als zentral für die Zukunft 
ihres Unternehmens bewerteten, führ-

ten lediglich 45 Prozent bislang Digita
lisierungsprojekte durch. An der qualita
tiven Panelstudie von September 2018 
nahmen 68 Vertreter der Verkehrsbran-
che teil. 

Als größte Hürden bei der Automatisie-
rung des ÖPNV identifizierten die Stu
dienteilnehmer den Mangel an Rechts
sicherheit, das fehlende Vertrauen der 
Fahrgäste und die noch nicht ausgereifte 
Technologie. Insbesondere für das auto-
nome Fahren fehle der notwendige 
Rechtsrahmen. So habe der Gesetzge-
ber Fragen in Bezug auf Haftung und 
Ethik bislang unbeantwortet gelassen.

Voraussetzung für eine gelingende Digi-
talisierung sei zudem eine stärkere Ver-
netzung von Städten, Kommunen und 
verschiedenen Verkehrsträgern, um Mo-
bilität auch über geografische Grenzen 
hinweg zu gewährleisten und das ÖPNV-
Angebot stärker an Kundenwünschen 
auszurichten. So sei es bislang häufig 
noch nicht möglich, eine Reise flächen-
deckend mit einer App zu planen und zu 
buchen oder mit demselben Ticket ver-
schiedene Verkehrsmittel zu nutzen. 
Nicht zuletzt mangele es den Befragten 
zufolge für die Umsetzung des digitalen 
ÖPNV-Netzes an Expertise und qualifi-
ziertem Personal.

Die Umfrage „Vernetzte Mobilität für di-
gitale Kunden“ wurde vom Mobilitäts
verband Deutsches Verkehrsforum und 
dem Beratungsunternehmen Ramboll 
Management durchgeführt. 

Die Ergebnisse der Umfrage sind verfügbar auf 
der Website des Deutschen Verkehrsforums 
(www.verkehrsforum.de). 

Flüchtlingssituation

Asylanträge abgearbeitet,  
Integrationsaufgabe bleibt
Angesichts der seit 2017 rückläufigen 
Zahl der neu gestellten Asylanträge in 
Deutschland sollte sich die öffentliche 
Verwaltung stärker auf die Integration der 
Geflüchteten konzentrieren. Allein im 
Zeitraum 2015 bis Juni 2018 seien 
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IN EIGENER SACHE

Junge Unternehmen über öffent­
liche Ausschreibungen informiert
Die Bewerbung für einen öffentlichen 
Auftrag führt auch bei erfahrenen Unter-
nehmen mitunter zu nächtelangen Vorbe-
reitungen und Kopfzerbrechen. Wurden 
alle Details berücksichtigt, wichtige For-
mulare mitgeschickt und wurde jede 
Frage beantwortet? Für junge Unterneh-
men ist ein öffentlicher Ausschreibungs-
prozess besonders anspruchsvoll. Im 
Rahmen der Initiative myGovernment 
des Instituts für den öffentlichen Sektor, 
die die Vernetzung von Start-ups und öf-
fentlichem Sektor fördert, werden die 
vielfältigen Herausforderungen deutlich, 
die der öffentliche Ausschreibungspro-
zess für Start-ups mit sich bringt. Um 
junge Gründer hierfür fit zu machen, fand 
am 5.3.2019 in Berlin eine Fachveranstal-
tung zum öffentlichen Ausschreibungs-
prozess statt. Zwei Rechtsanwälte von 
KPMG Law gaben Tipps und Hinter-
grundinformationen für den Ausschrei-
bungsprozess, die von den rund 30 Teil-
nehmern aus der Start-up-Szene interes-
siert aufgenommen wurden. Zahlreiche 
Fragen und ein reger fachlicher Austausch 
folgten auf die Fachvorträge. Bei Brezeln 
und Getränken wurden im Anschluss mit 
den Referenten intensiv Erfahrungen 
ausgetauscht, um Fehler im öffentlichen 
Ausschreibungsprozess zu vermeiden. 

Mehr Informationen: www.my-government.de, 
www.kpmg.de/smartstart  

CSR-Berichterstattung –  
warum nicht auch für öffentliche 
Unternehmen? 
Für das Geschäftsjahr 2017 mussten 
große kapitalmarktorientierte Unterneh-
men erstmals eine erweiterte nicht finan-
zielle Berichterstattung zu sozialen und 
ökologischen Aspekten ihrer Tätigkeit 
vorlegen – den CSR-Bericht. Hätten die 
bundesweit rund 16.000 Unternehmen 
der öffentlichen Hand, die zum größten 
Teil nicht dieser gesetzlichen Berichts-
pflicht unterliegen, angesichts ihrer Ge-
meinwohlverpflichtung nicht ebenfalls 
viel mitzuteilen? Um konkrete Umset-
zungsmöglichkeiten hierfür zu diskutie-
ren, hatten das Institut für den öffent
lichen Sektor und das ebenfalls von 
KPMG geförderte Audit Committee Insti-

tute am 12.3.2019 zur Veranstaltung 
„Corporate Social Responsibility – ein 
Berichtsformat für alle öffentlichen Un-
ternehmen“ nach Frankfurt am Main ein-
geladen. Rund 40 Teilnehmer nutzten die 
Gelegenheit zum fachlichen Austausch. 
Nach Beiträgen zu ersten Erfahrungen 
der Privatwirtschaft, unter anderem von 
Dr. Eric W. Bischof (Covestro AG), Lydia 
Sandner (ISS-oekom) und Christian Hell 
(KPMG), wurden Ableitungen für öffentli-
che Unternehmen diskutiert: Prof. Dr. 
Klaus-Michael Ahrend (HEAG Holding), 
Dr. Monica Streck (Flughafen München) 
und Robert Strehl (Deutsche Bahn) stell-
ten entsprechende Ansätze in ihren Un-
ternehmen vor. Auf Basis einer Ausarbei-
tung des Instituts für den öffentlichen 
Sektor wurden weitere mögliche Kon-
zepte – etwa die Orientierung am Deut-
schen Nachhaltigkeitskodex oder das 
Modell der Stadtrendite – diskutiert. 
Diese könnten öffentliche Unternehmen 
dabei unterstützen, Aufmerksamkeit für 
die eigene Rolle gegenüber Bürgern und 
Politik zu schaffen und die Reputation zu 
stärken. Mit der Berichterstattung zu 
nicht finanziellen Aspekten will der Ge-
setzgeber die soziale Verantwortung der 
Unternehmen mit Blick auf die Umwelt-, 
Arbeitnehmer- und Sozialangelegenhei-
ten, die Menschenrechte und die Be-
kämpfung von Korruption stärken. 

Aufgrund der positiven Reaktionen wird 
das Format Ende 2019 mit einer weiteren 
Diskussionsveranstaltung in Berlin fort-
geführt werden.  	 

21. Verleihung der Carl-Goerdeler-
Preise in Leipzig 
Der ehemalige Leipziger Oberbürger-
meister Carl Friedrich Goerdeler (1884 
bis 1945) hat mit seiner fortschrittlichen 
Sicht auf das Kommunalwesen bis heute 
Auswirkungen auf das Verwaltungshan-

deln. Jedes Jahr wird dem Widerständler 
gegen die NS-Herrschaft mit der Verlei-
hung der Carl-Goerdeler-Preise gedacht. 
Bei der diesjährigen 21. Verleihung am 
4.2.2019 in Leipzig wurden zwei Preis
träger geehrt: Der kommunalpolitische 
Preis ging an die Stadt Duisburg für 
grenzüberschreitende europäische Zu-
sammenarbeit mit der niederländischen 
Stadt Nijmegen. Im Rahmen der seit 
2013 bestehenden Kooperation arbeiten 
unter anderem die Verwaltungen beider 
Kommunen eng zusammen, um einen 
Mehrwert für die Daseinsvorsorge in der 
Region zu erreichen. Die prämierte Kom-
mune wurde bei der Preisverleihung 
durch den Beigeordneten der Stadt Duis-
burg, Dr. Ralf Krumpholz, vertreten. Mit 
dem kommunalwissenschaftlichen Preis 
für innovative Arbeiten junger Nach-
wuchswissenschaftler wurde Dr. Markus 
Kowalski für seine Dissertation zum Ma-
nagement von Open-Innovation-Netz-
werken ausgezeichnet. Kowalski promo-
vierte 2017 am Lehrstuhl für Strategie,  
Innovation und Kooperation der Techni-
schen Universität Kaiserslautern und un-
tersuchte in seiner Arbeit die Steuerung 
von Innovationsnetzwerken. Bei der Dis-
kussionsrunde im Anschluss an die Preis-
verleihung diskutierten die Preisträger 
gemeinsam mit dem Oberbürgermeister 
der Stadt Leipzig, Burkhard Jung, über 
den Mehrwert kommunaler Netzwerke. 
Moderiert wurde die Runde von Ferdi-
nand Schuster, Geschäftsführer des Ins-
tituts für den öffentlichen Sektor. Veran-
stalter der jährlichen Preisverleihung sind 
die Carl und Anneliese Goerdeler-Stif-
tung, die Stadt Leipzig und das Institut für 
den öffentlichen Sektor. Eine Jury unter 
dem Vorsitz von Prof. Dr. Gerhard Ham-
merschmid, Hertie School of Gover-
nance, wählt die Preisträger aus. 

Weitere Informationen:  
www.publicgovernance.de/goerdelerpreis   

Die Preisträger der Carl-Goerdeler-Preise diskutieren gemeinsam mit dem Oberbürgermeister der
Stadt Leipzig über kommunale Netzwerke
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